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Anlage 1 

GVOBI. 1991 

Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsanordnungen 

Bekanntmachung umzugskostenrechtlicher Bestimmungen 

Kiel, den 19. Juli 1991 

Das Bundesumzugskostengesetz (BUKG) sowie die Verord­
nung über das Trennungsgeld bei Versetzungen und Abord­
nungen im Inland (Trennungsgeldverordnung - TGV) sind 
neu gefaßt worden. Dc1s BLJKG und die TGV finden für Geist­
liche der Nordelbischen Kirche nur nach Maßgabe der Rechts­
verordnung über die Gewährung von Umzugskostenvergü­
tung und Trennungsgeld (Umzugskostenverordnung-UKVO) 
in der je\Yeils geltenden Fassung Anwendung. Das Bundes­
umzugskostengesetz und die Trennungsgeldverordnung wer­
den nachstehend bekanntgemacht. 

Nordelbisches Kirchenamt 

lm Auftrage 

Grohmann 

Az.: 2720 - D I (D II) / D 4 

Nr. 16 

Gesetz 
über die Umzugskostenvergütung 

für die Bundesbeamten, 

Berufssoldaten, die wegen Dienstunfähigkeit oder 
Erreichens der Altersgrenze entlassen worden sind, 

Richter im Bundesdienst und Soldaten 
(Bundesumzugskostengesetz - BUKG) 

6. Hinterbliebene der in den Nummern 1 bis 5 bezeichne­
ten Personen.

(2) Hinterbliebene sind der Ehegatte, Verwandte bis
zum vierten Grade, Verschwägerte bis zum zweiten 
Grade, Pflegekinder und Pflegeeltern, wenn diese Perso­
nen zur Zeit des Todes zur häuslichen Gemeinschaft des 
Verstorbenen gehört haben. 

§ 1

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt Art und Umfang der Erstattung
von Auslagen aus Anlaß der in den §§ 3 und 4 bezeichne­
ten Umzüge und der in § 12 genannten Maßnahmen. 
Berechtigte sind: 

1. Bundesbeamte und in den Bundesdienst abgeordnete
Beamte,

2 Richter im Bundesdienst und in den Bundesdienst 
abgeordnete Richter, 

3. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit,

4. Beamte und Richter (Nummern 1 und 2) und Berufssol­
daten im Ruhestand,

5. frühere Beamte und Richter (Nummern 1 und 2) und

(3) Eine häusliche Gemeinschaft im Sinne dieses Geset­
zes setzt ein Zusammenleben in gemeinsamer Wohnung 
oder in enger Betreuungsgemeinschaft in demselben 
Hause voraus. 

§ 2

Anspruch auf Umzugskostenvergütung 

(1) Voraussetzung für den Anspruch auf Umzugskosten­
vergütung ist die schriftliche Zusage. Sie soll gleichzeitig 
mit der den Umzug veranlassenden Maßnahme erteilt 
werden. In den Fällen des § 4 Abs. 3 muß die Umzugs­
kostenvergütung vor dem Umzug zugesagt werden. 
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(2) Die Umzugskostenvergütung wird nach Beendigung
des Umzuges gewährt. Sie ist innerhalb einer Ausschluß­
frist von einem Jahr bei der Beschäftigungsbehörde, in den 
Fällen des § 4 Abs. 3 bei der letzten Beschäftigungsbe­
hörde, schriftlich zu beantragen. Die Frist beginnt mit dem 
Tage nach Beendigung des Umzuges, in den Fällen des 
§ 11 Abs. 3 Satz 1 mit der Bekanntgabe des Widerrufs.

(3) Umzugskostenvergütung wird nicht gewährt, wenn
nicht innerhalb von fünf Jahren nach Wirksamwerden der 
Zusage der Umzugskostenvergütung umgezogen wird. 
Die oberste Dienstbehörde kann diese Frist in besonders 
begründeten Ausnahmefällen um längstens zwei Jahre 
verlängern. § 4 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt. 

§ 3

Zusage der Umzugskostenvergütung 

(1) Die Umzugskostenvergütung ist zuzusagen für
Umzüge 

1. aus Anlaß der Versetzung aus dienstlichen Gründen an
einen anderen Ort als den bisherigen Dienstort, es sei
denn, daß

a) mit einer baldigen weiteren Versetzung an einen
anderen Dienstort zu rechnen ist,

b) der Umzug aus besonderen Gründen nicht durchge­
führt werden soll,

c) die Wohnung auf einer üblicher.veise befahrenen
Strecke weniger als 30 Kilometer von der neuen
Dienststätte entfernt ist oder im neuen Dienstort
liegt (Einzugsgebiet) oder

d) der Berechtigte auf die Zusage der Umzugskosten­
vergütung unwiderruflich verzichtet und dienstliche
Gründe den Umzug nicht erfordern,

2. auf Anweisung des Dienstvorgesetzten, die Wohnung
innerhalb bestimmter Entfernung von der Dienststelle
zu nehmen oder eine Dienstwohnung zu beziehen,

3. aus Anlaß der Räumung einer Dienstwohnung auf
dienstliche Weisung,

4. aus Anlaß der Aufhebung einer Versetzung nach einem
Umzug mit Zusage der Umzugskostenvergütung.

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für Umzüge aus
Anlaß 

1. der Verlegung der Beschäftigungsbehörde,

2. der nicht nur vorübergehenden Zuteilung aus dienst­
lichen Gründen zu einem anderen Teil der Beschäf­
tigungsbehörde,

3. der Übertragung eines anderen Richteramtes nach
§ 32 Abs. 2 des Deutschen Richtergesetzes oder eines
weiteren Richteramtes nach § 27 Abs. 2 des vorge­
nannten Gesetzes.

§ 4

Zusage der Umzugskostenvergütung 
in besonderen Fällen 

(1) Die Umzugskostenvergütung 'kann in entsprechen­
der Anwendung des§ 3 Abs. 1 Nr. 1 zugesagt werden für 
Umzüge aus Anlaß 

1. der Einstellung,

2. der Abordnung oder Kommandierung,

3. der vorübergehenden Zuteilung aus dienstlichen Grün­
den zu einem anderen Teil der Beschäftigungsbe­
hörde,

4. der vorübergehenden dienstlichen Tätigkeit bei einer
anderen Stelle als einer Dienststelle.

(2) Die Umzugskostenvergütung kann ferner zugesagt
werden für Umzüge aus Anlaß 

1. der Aufhebung oder Beendigung einer Maßnahme
nach Absatz 1 Nr. 2 bis 4 nach einem Umzug mit
Zusage der Umzugskostenvergütung,

2. der Räumung einer bundeseigenen oder im Beset­
zungsrecht des Bundes stehenden Mietwohnung,
wenn sie auf Veranlassung der obersten Dienstbe­
hörde oder der von ihr ermächtigten Behörde im dienst­
lichen Interesse geräumt werden soll,

3. einer Versetzung oder eines Wohnungswechsels
wegen des Gesundheitszustandes des Berechtigten,
des mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Ehe­
gatten oder der mit ihm in häuslicher Gemeinschaft
lebenden, beim Ortszuschlag nach dem Bundesbesol­
dungsgesetz berücksichtigungsfähigen Kinder, wobei
die Notwendigkeit des Umzuges amts- oder ver­
trauensärztlich bescheinigt sein muß,

4. eines Wohnungswechsels, der notwendig ist, weii die
Wohnung wegen der Zunahme der Zahl der zur häusli­
chen Gemeinschaft gehörenden, beim Ortszuschlag
nach dem Bundesbesoldungsgesetz berücksichti­
gungsfähigen Kinder unzureichend geworden ist.
Unzureichend ist eine Wohnung. wenn die Zimmerzahl
der bisherigen Wohnung um mindestens zwei hinter
der zustehenden Zimmerzahl zurückbleibt. Dabei darf
für jede vor und nach dem Umzug zur häuslichen
Gemeinschaft des Berechtigten gehörende Person(§ 6
Abs. 3 Satz 2 und 3) nur ein Zimmer zugebilligt werden.

(3) Die Umzugskostenvergütung kann ferner für
Umzüge aus Anlaß der Beendigung des Dienstverhältnis­
ses Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 bis 6 zuge­
sagt werden, wenn 

1. ein Verbleiben an Grenzorten, kleineren abgelegenen
Plätzen oder Inselorten nicht zumutbar ist oder

2. in den vorausgegangenen zehn Jahren mindestens ein
Umzug mit Zusage der Umzugskostenvergütung an
einen anderen Ort durchgeführt wurde.

Die Umzugskostenvergütung wird nur gewährt, wenn 
innerhalb von zwei Jahren nach Beendigung des Dienst­
verhältnisses umgezogen wird. Sie wird nicht gewährt, 
wenn das Dienstverhältnis aus Disziplinargründen oder 
zur Aufnahme einer anderen Tätigkeit beendet wurde. 

(4) Der Abordnung nach Absatz 1 Nr. 2 steht die Zuwei­
sung nach § 123a des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
gleich. 

§5
Umzugskostenvergütung 

(1) Die Umzugskostenvergütung umfaßt
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1. Beförderungsauslagen (§ 6),

2. Reisekosten (§ 7),

3. l\llietentschädigung (§ 8),

4 .  andere Auslagen (§ 9),

5. Pauschvergütung für sonstige Umzugsauslagen(§ 10),

6. Auslagen nach § 11 .

(2) Zuwendungen, die für denselben Umzug von einer
anderen Dienst- oder Beschäftigungsstelle gewährt wer­
den, sind auf die Umzugskostenvergütung insoweit anzu­
rechnen, als für denselben Zweck UmzugskostenVE"gü­
tung nach diesem Gesetz gewährt wird. 

(3) Die aufgrund einer Zusage nach§ 4 Abs. 1 Nr. 1 oder
Abs. 2 Nr. 3 oder 4 gewährte Umzugskostenvergütung ist 
zurückzuzahlen, wenn der Berechtigte vor Ablauf von zwei 
Jahren nach Beendigung des Umzuges aus einem von 
ihm zu vertretenden Grunde aus dem Bundesdienst aus­
scheidet. Die oberste Dienstbehörde kann hiervon Aus­
nahmen zulassen, wenn der Berechtigte unmittelbar in ein 
Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis zu einem anderen 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich die­
ses Gesetzes oder zu einer in § 40 Abs. 7 Satz 2 und 3 
des Bundesbesoldungsgesetzes bezeichneten Einrichtung 
übertritt. 

§ 6

Beförderungsauslagen 

(1) Die notwendigen Auslagen für das Befördern des
Umzugsgutes von der bisherigen zur neuen Wohnung 
werden erstattet. Liegt die neue Wohnung im Ausland, so 
werden in den Fällen des § 3 Abs. 1 Nr. 3, § 4 Abs. 2 Nr. 2 
und Abs. 3 Satz 1 die Beförderungsauslagen bis zum 
inländischen Grenzort erstattet. 

(2) Auslagen für das Befördern von Umzugsgut, das sich
außerhalb der bisherigen Wohnung befindet, werden 
höchstens insoweit erstattet, als sie beim Befördern mit 
dem übrigen Umzugsgut erstattungsfähig wären. 

(3) Umzugsgut sind die Wohnungseinrichtung und in
angemessenem Umfang andere bewegliche Gegenstände 
und Haustiere, die sich am Tage vor dem Einladen des 
Umzugsgutes im Eigentum, Besitz oder Gebrauch des 
Berechtigten oder anderer Personen befinden, die mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft leben. Andere Personen im 
Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte sowie die ledigen 
Kinder, Stief- und Pflegekinder. Es gehören ferner dazu 
die nicht ledigen in Satz 2 genannten Kinder und Ver­
wandte bis zum vierten Grade, Verschwägerte bis zum 
zweiten Grade und Pflegeeltern, wenn der Berechtigte 
diesen Personen aus gesetzlicher oder sittlicher Verpflich­
tung nicht nur vorübergehend Unterkunft und Unterhalt 
gewährt, sowie Hausangestellte und solche Personen, 
deren Hilfe der Berechtigte aus beruflichen oder gesund­
heitlichen Gründen nicht nur vorübergehend bedarf. 

§7

Reisekosten 

(1) Die Auslagen für die Reise des Berechtigten und der
zur häuslichen Gemeinschaft gehörenden Personen (§ 6 
Abs. 3 Satz 2 und 3) von der bisherigen zur neuen Woh-

nung werden wie bei Dienstreisen des Berechtigten erstat­
tet, in den Fällen des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wie sie bei 
Dienstreisen im letzten Dienstverhältnis zu erstatten 
wären. Tagegeld wird vom Tage des Einladens des 
Umzugsgutes an bis zum Tage des Ausladens mit der 
Maßgabe gewährt, daß a!,Jch diese beiden Tage als volle 
Reisetage gelten. Übernachtungsgeld wird für den Tag 
des Ausladens des Umzugsgutes nur gewährt, wenn eine 
Übernachtung außerhalb der neuen Wohnung notwendig 
gewesen ist. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für zwei Reisen
einer Person oder eine Reise von zwei Personen zum 
Suchen oder Besichtigen einer Wohnung mit der Maß­
gabe, daß die Fahrkosten bis zur Höhe der billigsten 
Fahrkarte der allgemein niedrigsten Klasse eines regel­
mäßig verkehrenden Beförderungsmittels erstattet wer­
den. Tage- und Übernachtungsgeld wird je Reise für höch­
stens zwei Reise- und zwei Aufenthaltstage gewährt. 

(3) Für eine Reise des Berechtigten zur bisherigen Woh­
nung zur Vorbereitung und Durchführung des Umzuges 
werden Fahrkosten gemäß Absatz 2 Satz 1 erstattet. Die 
Fahrkosten einer anderen Person für eine solche Reise 
werden im gleichen Umfang erstattet, wenn sich zur Zeit 
des Umzuges am bisherigen Wohnort weder der Berech­
tigte noch eine andere Person (§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3) 
befunden hat, der die Vorbereitung und Durchführung des 
Umzuges zuzumuten war. Wird der Umzug vor dem Wirk­
samwerden einer Maßnahme nach den §§ 3, 4 Abs. 1 
durchgeführt, so werden die Fahrkosten für die Rückreise 
von der neuen Wohnung zum Dienstort, in den Fällen des 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 zur bisherigen Wohnung, gemäß Absatz 2
Satz 1 erstattet.

(4) § 6 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 8

Mietentschädigung 

(1) Miete für die bisherige Wohnung wird bis zu dem
Zeitpunkt, zu dem das Mietverhältnis frühestens gelöst 
werden konnte, längstens jedoch für sechs Monate, erstat­
tet, wenn für dieselbe Zeit Miete für die neue Wohnung 
gezahlt werden mußte. Ferner werden die notwendigen 
Auslagen für clas Weitervermieten der Wohnung innerhalb 
der Vertragsdauer bis zur Höhe der Miete für einen Monat 
erstattet. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die Miete einer 
Garage. 

(2) Miete für die neue Wohnung, die nach Lage des
Wohnungsmarktes für eine Zeit gezahlt werden mußte, 
während der die Wohnung noch nicht benutzt werden 
konnte, wird längstens für drei Monate erstattet, wenn für 
dieselbe Zeit Miete für die bisherige Wohnung gezahlt 
werden mußte. Entsprechendes gilt für die Miete einer 
Garage. 

(3) Die bisherige Wohnung im eigenen Haus oder die
Eigentumswohnung steht der Mietwohnung gleich mit der 
Maßgabe, daß die Mietentschädigung längstens für ein 
Jahr gezahlt wird. Die oberste Dienstbehörde kann diese 
Frist in besonders begründeten Ausnahmefällen um läng­
stens sechs Monate verlängern. An die Stelle der Miete tritt 
der ortsübliche Mietwert der Wohnung. Entsprechendes 
gilt für die eigene Garage. Für die neue Wohnung im 
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eigenen Haus oder die neue Eigentumswohnung wird 
Mietentschädigung nicht gewährt. 

(4) Miete nach den Absätzen 1 bis 3 wird nicht für eine
Zeit erstattet, in der die Wohnung oder die Garage ganz 
oder teilweise anderweitig vermietet oder benutzt worden 
ist. 

§ 9

Andere Auslagen 

(1) Die notwendigen ortsüblichen Maklergebühren für
die Vermittlung einer Mietwohnung und einer Garage oder 
die entsprechenden Auslagen bis zu dieser Höhe für eine 
eigene Wohnung werden erstattet. 

(2) Die Auslagen für einen durch den Umzug bedingten
zusätzlichen Unterricht der Kinder des Berechtigten (§ 6 
Abs. 3 Satz 2) werden bis zu vierzig vom Hundert des im 
Zeitpunkt der Beendigung des Umzuges maßgebenden 
Endgrundgehaltes der Besoldungsgruppe A 12 des Bun­
desbesoldungsgesetzes für jedes Kind erstattet, und zwar 
bis zu fünfzig vom Hundert dieses Betrages voll und dar­
über hinaus zu drei Vierteln. 

(3) Die Auslagen für einen Kochherd werden bis zu
einem Betrag von 450 Deutsche Mark erstattet, wenn 
seine Beschaffung beim Bezug der neuen Wohnung not­
wendig ist. Sofern die neue Wohnung eine Mietwohnung 
ist, werden unter den gleichen Voraussetzungen auch die 
Auslagen für Öfen bis zu einem Betrag von 320 Deutsche 
Mark für jedes Zimmer erstattet. 

§ 10

Pauschvergütung für sonstige Umzugsauslagen 

(1) Berechtigte, die am Tage vor dem Einladen des
Umzugsgutes eine Wohnung hatten und nach dem Umzug 
wieder eingerichtet haben, erhalten eine Pauschvergütung 
für sonstige Umzugsausiagen. Sie beträgt für Verheiratete 
170 vom Hundert des Ortszuschlages der Stufe 1 nach 
Anlage V des Bundesbesoldungsgesetzes. Ledige erhal­
ten 50 vom Hundert des Betrages nach Satz 2. Die 
Beträge nach Satz 2 und 3 erhöhen sich für jede in § 6 
Abs. 3 Satz 2 und 3 bezeichnete Person mit Ausnahme 
des Ehegatten um 50 vom Hundert des Ortszuschlages 
der Stufe 1 der Tarifklasse lc, wenn sie auch nach dem 
Umzug mit dem Umziehenden in häuslicher Gemeinschaft 
lebt. Maßgebend ist die Tarifklasse, in der sich der Berech­
tigte am Tage vor dem Einladen des Umzugsgutes befin­
det, für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst die 
Tarifklasse der Eingangsbesoldungsgruppe ihrer Lauf­
bahn. Bei Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und 5 
ist maßgebend die Tarifklasse der Besoldungsgruppe, der 
sie bei Beendigung des Dienstverhältnisses angehört 
haben oder, wenn dies günstiger ist, der Besoldungs­
gruppe, nach der ihre Versorgungsbezüge berechnet sind. 
Bei Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 ist maßge­
bend die Tarifklasse der Besoldungsgruppe, der der Ver­
storbene zuletzt angehört hat oder, wenn dies günstiger 
ist, der Besoldungsgruppe, nach der ihre Versorgungs­
bezüge berechnet sind. Die Rückwirkung der Einweisung 
in eine Planstelle bleibt unberücksichtigt. 

(2) Dem Verheirateten stehen gleich der Verwitwete und
der Geschiedene sowie derjenige, dessen Ehe aufgeho­
ben oder für nichtig erklärt ist. ferner der Ledige, der auch 
in der neuen Wohnung Verwandten bis zum vierten Grade, 
Verschwägerten bis zum zweiten Grade, Pflegekindern 
oder Pf!egeeltern aus gesetzlicher oder sitt!icher Verpflich­
tung nicht nur vorübergehend Unterkunft und Unterhalt 
gewährt, sowie der Ledige. der auch in der neuen Woh­
nung eine andere Person aufgenommen hat. deren Hilfe er 
aus beruflichen oder gesundheitlichen Gründen nicht nur 
vorübergehend bedarf. 

(3) Eine Wohnung im Sinne des Absatzes 1 besteht aus
einer geschlossenen Einheit von mehreren Räumen, in der 
ein Haushalt geführt werden kann, darunter stets eine 
Küche oder ein Raum mit Kochgelegenheit. Zu einer Woh­
nung gehören außerdem Wasserversorgung. Ausguß und 
Toilette. 

(4) Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1
nicht gegeben, so beträgt die Pauschvergütung bei Verhei­
rateten 30 vom Hundert. bei Ledigen 20 vom Hundert des 
Betrages nach Absatz 1 Satz 2 oder 3. Die volle Pausch­
vergütung wird gewährt. wenn das Umzugsgut aus Anlaß 
einer vorangegangenen Auslandsverwendung unterge­
stellt war. 

(5) In den Fällen des§ 11 Abs. 3 werden die nachgewie­
senen notwendigen Auslagen bis zur Höhe der Pauschver­
gütung erstattet. 

(6) Ist innerhalb von fünf Jahren ein Umzug mit Zusage
der Umzugskostenvergütung nach den§§ 3, 4 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4 oder Abs. 2 Nr. 1 vorausgegangen. so wird ein Häu­
figkeitszuschlag in Höhe von 50 vom Hundert der 
Pauschvergütung nach Absatz 1 gewährt, wenn beim 
vorausgegangenen und beim abzurechnenden Umzug die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 vorgelegen 
haben. 

(7) Stehen für denselben Umzug mehrere Pauschvergü­
tungen zu, wird nur eine davon gewährt; sind die Pausch­
vergütungen unterschiedlich hoch, so wird die höhere 
gewährt. 

§ 11

Umzugskostenvergütung in Sonderfällen 

(1) Ein Beamter mit Wohnung im Sinne des§ 10 Abs. 3,
dem Umzugskostenvergütung für einen Umzug nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 4, § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 4. Abs. 2 Nr. 1 
zugesagt ist, kann für den Umzug in eine vorläufige Woh­
nung Umzugskostenvergütung erhalten, wenn die zustän­
dige Behörde diese Wohnung vorher schriftlich als vorläu­
fige Wohnung anerkannt hat. Bis zum Umzug in die end­
gültige Wohnung darf eine Wohnung nur einmal als vorläu­
fige Wohnung anerkannt werden. 

(2) In den Fällen des § 4 Abs. 2 Nr. 3 und 4 werden
höchstens die Beförderungsauslagen (§ 6) und die Reise­
kosten (§ 7) erstattet, die bei einem Umzug über eine 
Entfernung von fünfundzwanzig Kilometern entstanden 
wären. Im Falle des§ 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 werden nur die 
Beförderungsauslagen (§ 6) erstattet. Satz 2 gilt auch für 
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das Befördern des Umzugsgutes des Ehegatten, wenn der 
Berechtigte innerhalb von sechs Monaten nach dem Tag 
geheiratet hat, an dem die Umzugskostenvergütung nach 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder Abs. 2 oder § 4 Abs. 1 oder
Abs. 2 Nr. 1 zugesagt worden ist.

(3) Wird die Zusage der Umzugskostenvergütung aus
von dem Berechtigten nicht zu vertretenden Gründen 
widerrufen, so werden die durch die Vorbereitung des 
Umzuges entstandenen notwendigen, nach diesem 
Gesetz erstattungsfähigen Auslagen erstattet. Muß in die­
sem Fall ein anderer Umzug durchgeführt werden, so wird 
dakir Umzugskostenvergütung gewährt; Satz 1 bleibt 
unberührt. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn 
die Zusage der Umzugskostenvergütung zurückgenom­
men, anderweitig aufgehoben wird oder sich auf andere 
Weise erledigt. 

§ 12

Trennungsgeld 

(1) Trennungsgeld wird gewährt

in den Fällen des§ 3 Abs 1 Nr 1, 3 und 4 sowie Abs. 2, 
ausgenommen bei Vorliegen der Voraussetzungen des 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben c und d,

2 in den Fällen des§ 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 und Abs. 2 Nr. 1 
oder 3, soweit der Berechtigte an einen anderen Ort als 
den bisherigen Dienstort versetzt wird, und 

3 bei der Einste1lung m:t Zusage der Umzugskostenver-
gütung 

fi.1r die dem Berechtigten durch die getrennte Haushalts­
fuhrung, das Beibehalten der Wohnung oder der Unter­
kunft am bisherigen Wohnort oder das Unterstellen des zur 
Führung eines Haushalts notwendigen Teils der Woh­
nungseinrichtung entstehenden notwendigen Auslagen 
unter Berücksichtigung der häuslichen Ersparnis. 

(2) ist dem Berechtigten die Umzugskostenvergütung
zugesagt worden, so darf Trennungsgeld nur gewährt 
werden, wenn er uneingeschränkt umzugswillig ist und 
nRchwelslich wegen Wohnungsmangels am neuen Dienst­
ort einschließlich des Einzugsgebietes (§ 3 Abs. 1 NL 1 
Buchstabe c) nicht umziehen kann. Diese Voraussetzun­
gen müssen seit dem Tage erfüllt sein, an dem die 
Urnzugskostenver9ütung zugesagt worden oder, falls für 
den Berechtigten günstiger, die Maßnahme wirksam 
geworden oder die Dienstwohnung geräumt worden ist. 

(3) Nach Wegfall des Wohnungsmangels darf Tren­
nungsgeld nur weitergewährt werden, wenn und solange 
dem Umzug des umzugswilligen Berechtigten einer der 
folgenden Hinderungsgründe entgegensteht: 

1. Vorübergehende schwere Erkrankung des Berechtig­
ten oder eines seiner Familienangehörigen (§ 6 Abs. 3

Satz 2 und 3) bis zur Dauer von einem Jahr;

2. Beschäftigungsverbote für die Berechtigte oder eine
Familienangehörige (§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3) nach § 3
Abs. 2, § 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, § 1
Abs. 2, § 3 Abs. 1 der Mutterschutzverordnung oder
entsprechendem Landesrecht;

3. Schul- oder Berufsausbildung eines Kindes (§ 6 Abs. 3
Satz 2 und 3) bis zum Ende des Schul- oder Ausbil-

dungsjahres. Befindet sich das Kind in der Jahrgangs­
stufe 12 einer Schule, so verlängert sich die Gewäh­
rung des Trennungsgeldes bis zum Ende des folgen­
den Schuljahres; befindet sich das Kind im vorletzten 
AusbildungsJahr eines Berufsausbildungsverhältnis­
ses, so verlängert sich die Gewährung des Trennungs­
geldes bis zum Ende des folgenden Ausbildungsjahres; 

4. Schul- oder Berufsausbildung eines schwerbehinder­
ten Kindes (§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3). Trennungsgeld
wird bis zur Beendigung der Ausbildung gewährt,
solange diese am neuen Dienst- oder Wohnort oder in
erreichbarer Entfernung davon wegen der Behinderung
nicht fortgesetzt werden kann;

5. Akute lebensbedrohende Erkrankung eines Elternteiles
des Berechtigten oder seines Ehegatten, wenn dieser
in hohem Maße Hilfe des Ehegatten oder Familien­
angehörigen des Berechtigten erhält;

6. Schul- oder erste Berufsausbildung des Ehegatten in
entsprechender Anwendung der Nummer 3.

Trennungsgeld darf auch gewährt werden, wenn zum Zeit­
punkt des Wirksamwerdens der dienstlichen Maßnahme 
kein Wohnungsmangel, aber einer dieser Hinderungs­
gründe vorliegt. Liegt bei Wegfall des Hinderungsgrundes 
ein neuer Hinderungsgrund vor, kann mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde Trennungsgeld bis zu längstens 
einem Jahr weiterbewilligt werden. Nach Wegfall des Hin­
derungsgrundes darf Trennungsgeld auch bei erneutem 
Wohnungsmangel nicht gewährt werden. 

(4) Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung Vorschriften über die Gewährung 
des Trennungsgeldes zu erlassen. Dabei kann bestimmt 
werden, daß Trennungsgeld auch bei der Einstellung ohne 
Zusage der Umzugskostenvergütung gewährt wird und 
daß in den Fällen des § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d der 
Berechtigte für längstens ein Jahr Reisebeihilfen für Heim­
fahrten erhält. 

(5) Anstelle von Trennungsgeld können Mietbeiträge bis
zum vierundzwanzigfachen Monatsbetrag des Trennungs­
geldes nach Maßgabe einer allgemeinen Verwaltungsvor­
schrift (§ 15 Abs. 2) gewährt werden. 

§ 13

Auslandsumzüge 

(1) Auslandsumzüge sind Umzüge zwischen Inland und
Ausland sowie im Ausland. 

( 2) Als Auslandsumzüge gelten nicht die Umzüge

1. der im Grenzverkehr tätigen Beamten, und zwar auch
dann nicht, wenn sie im Anschluß an die Tätigkeit im
Grenzverkehr in das Inland oder in den Fällen des § 3
Abs. 1 Nr. 3, § 4 Abs. 2 Nr. 2 bis 4, Abs. 3 Satz 1 im
Ausland umziehen,

2. in das Ausland in den Fällen des§ 3 Abs. 1 Nr. 3, § 4
Abs. 2 Nr. 2 bis 4, Abs. 3 Satz 1,

3. in das Inland in den Fällen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3,

4. aus Anlaß einer Einstellung, Versetzung, Abordnung
oder Kommandierung und der in § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1
Nr. 3, Abs. 2 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Maßnahmen im



Nr. 16 G\0131.1991 Seite 263 

Inland einschließlich ihrer Aufhebung, wenn die bishe­
rige oder die neue Wohnung im Ausland liegt. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 bis 4 wird für die 
Umzugsreise (§ 7 Abs. 1) Tage- und Übernachtungsgeld 
nur für die notwendige Reisedauer gewährt; § 7 Abs. 2 
und 3 findet keine Anwendung. 

§ 14

Sondervorschritten für Auslandsumzüge 

(1) Der Bundesminister des Auswärtigen wird ermäch­
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern, 
dem Bundesminister der Verteidigung und dem Bundes­
minister der Finanzen für Auslandsumzüge durch Rechts­
verordnungen nähere Vorschriften über die notwendige 
Umzugskostenvergütung (Auslandsumzugskostenverord­
nung, Absatz 2) sowie das notwendige Trennungsgeld 
(Auslandstrennungsgeldverordnung, Absatz 3) zu erlas­
sen, soweit die besonderen Bedürfnisse des Auslands­
dienstes und die besonderen Verhältnisse im Ausland es 
erfordern. Soweit aufgrund dieser Ermächtigung keine 
Sonderregelungen ergangen sind, finden auch auf Aus­
landsumzüge die §§ 6 bis 12 Anwendung. 

(2) In der Auslandsumzugskostenverordnung sind ins­
besondere zu regeln: 

1. Erstattung der Auslagen für Umzugsvorbereitungen
einschließlich Wohnungsbesichtigungsreisen,

2. Erstattung der Beförderungsauslagen,

3. Berücksichtigung bis zu 50 vom Hundert der einge­
sparten Beförderungsauslagen für zurückgelassene
Personenkraftfahrzeuge,

4. Erstattung der Auslagen für die Umzugsreise des
Berechtigten und der zu seiner häuslichen Gemein­
schaft gehörenden Personen,

5. Gewährung von Beihilfen zu den Fahrkosten von Per­
sonen, die mit der Reise in die häusliche Gemein­
schaft aufgenommen werden, und zu den Kosten des
Beförderns des Heiratsgutes an den Auslandsdienst­
ort, wenn der Anspruchsberechtigte nach seinem
Umzug in das Ausland heiratet,

6. Gewährung von Beihilfen zu den Fahrkosten sowie zu
den Kosten der Beförderung des anteiligen Umzugs­
gutes eines Mitglieds der häuslichen Gemeinschaft,
wenn es sich vom Berechtigten während seines Aus­
landsdienstes auf Dauer trennt, bis zur Höhe der
Kosten für eine Rückkehr an den letzten Dienstort im
Inland,

7. Gewährung der Mietentschädigung,

8. Gewährung der Pauschvergütung für sonstige
Umzugsauslagen und Aufwand,

9. Erstattung der nachgewiesenen sonstigen Umzugs­
auslagen,

10. Erstattung der Lagerkosten oder der Auslagen für das
Unterstellen zurückgelassenen Umzugsgutes,

11. Berücksichtigung bis zu 50 vom Hundert der einge­
sparten Lagerkosten für zurückgelassenes Umzugs­
gut,

12. Erstattung der Kosten für das Beibehalten der Woh­
nung im Inland in den Fällen des Absatzes 5,

13. Erstattung der Auslagen für umzugsbedingten zusätz­
lichen Unterricht,

14. Erstattung der Mietvertragsabschluß-, Gutachter-,
Makler- oder vergleichbarer Kosten für die eigene
Wohnung,

15. Beiträge zum Beschaffen oder Instandsetzen von
Wohnungen,

16. Beiträge zum Beschaffen technischer Geräte und Ein­
richtungen, die aufgrund der örtlichen Gegebenheiten
notwendig sind,

17. Beitrag zum Beschaffen klimabedingter Kleidung,

18. Ausstattungsbeitrag bei Auslandsverwendung,

19. Einrichtungsbeitrag für Leiter von Auslandsvertretun­
gen und funktionell selbständigen Delegationen, die
von Botschaftern geleitet werden, sowie für ständige
Vertreter und Leiter von Außenstellen von Auslands­
vertretungen,

20. Erstattung der Auslagen für die Rückführung von Per­
sonen und Umzugsgut aus Sicherheitsgründen,

21. Erstattung der Auslagen für Umzüge in besonderen
Fällen,

22. Erstattung der Auslagen für Umzüge in eine vorläufige
Wohnung,

23. Erstattung der Umzugsauslagen beim Ausscheiden
aus dem Dienst im Ausland.

(3) In der Auslandstrennungsgeldverordnung sind insbe­
sondere zu regeln: 

1. Entschädigung für getrennte Haushaltsführung,

2. Entschädigung für getrennte Haushaltsführung aus
zwingenden persönlichen Gründen,

3. Entschädigung bei täglicher Rückkehr zum Wohnort,

4. Mietersatz,

5. Gewährung von Trennungsgeld, wenn keine Auslands­
dienstbezüge gewährt werden,

6. Gewährung von Trennungsgeld im Einzelfall aus
Sicherheitsgründen oder wegen anderer außerge­
wöhnlicher Verhältnisse im Ausland (Trennungsgeld in
Krisenfällen),

7. Gewährung von Reisebeihilfen für Heimfahrten für je
drei Monate, in besonderen Fällen für je zwei Monate
der Trennung. Dies gilt auch für längstens ein Jahr,
wenn der Berechtigte auf die Zusage der Umzugs­
kostenvergütung unwiderruflich verzichtet und dienst­
liche Gründe den Umzug nicht erfordern.

(4) Abweichend von § 2 Abs. 2 Satz 1 entsteht der
Anspruch auf die Pauschvergütung, den Beitrag zum 
Beschaffen klimabedingter Kleidung, den Ausstattungsbei­
trag und den Einrichtungsbeitrag zu dem Zeitpunkt, an 
dem die Umzugskostenvergütung nach § 3 oder § 4 zuge­
sagt wird. 

(5) Abweichend von den §§ 3 und 4 kann die Umzugs­
kostenvergütung auch in Teilen zugesagt werden, wenn 
dienstliche Gründe es erfordern. 

(6) Abweichend von § 2 Abs. 2 Satz 2 beträgt die
Ausschlußfrist bei Auslandsumzügen zwei Jahre. Wird in 
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den Fällen des Absatzes 2 Nr. 16 die Beitragsfähigkeit 
erst nach Beendigung des Umzuges anerkannt, beginnt 
die Ausschlußfrist mit der Anerkennung. In den Fällen des 
Absatzes 2 Nr. 5 und 6 beginnt sie mit dem Eintreffen am 
beziehungsweise der Abreise vom Dienstort. Bei laufen­
den Zahlungen muß die erste Zahlung innerhalb der Frist 
geleistet werden. Auf einen vor Fristablauf gestellten 
Antrag können in besonderen Fällen auch später gelei­
stete Zahlungen berücksichtigt werden. 

(7) Die oberste Dienstbehörde kann die Umzugskosten­
vergütung allgemein oder im Einzelfall ermäßigen, soweit 
besondere Verhältnisse es rechtfertigen. 

§ 15

Dienstortbestimmung, Verwaltungsvorschriften 

(1) Die oberste Dienstbehörde wird ermächtigt, im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister des Innern benach­
barte Gemeinden zu einem Dienstort zu bestimmen, wenn 

Anlage 2 

sich Liegenschaften derselben Dienststelle über das 
Gebiet mehrerer Gemeinden erstrecker.. 

(2) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu diesem
Gesetz erläßt der Bundesminister des Innern im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister der Justiz und dem Bun­
desminister der Verteidigung. 

§ 16

Übergangsvorschritten 

(1) Ist die Umzugskostenvergütung vor der Verkünrlung
dieses Gesetzes zugesagt worden, so wird auf Antrag 
Umzugskostenvergütung nach dem bisherigen Recht 
gewährt, wenn der Umzug innerhalb eines Jahres nach 
der Verkündung beendet ist. § 11 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(2) Ist die Umzugskostenvergütung vor der Verkündung
dieses Gesetzes zugesagt worden, so beginnt die Frist 
des § 2 Abs. 3 mit der Verkündung. 

Verordnung 
über das Trennungsgeld bei Versetzungen und Abordnungen im Inland 

(Trennungsgeldverordnung - TGV) 

§ 1

Anwendungsbereich 

(1) Berechtigte nach dieser Verordnung sind

1. Bundesbeamte und in den Bundesdienst abgeordnete

Beamte,

2. Richter im Bundesdienst und in den Bundesdienst
abgeordnete Ricnter und

3. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit.

(2) Trennungsgeld wird gewährt aus Anlaß der

1. Versetzung aus dienstlichen Gründen,

2. Aufhebung einer Versetzung nach einem Umzug mit
Zusage der Umzugskostenvergütung,

3. Verlegung der Beschäftigungsbehörde,

4. nicht nur vorübergehenden Zuteilung aus dienstlichen
Gründen zu einem anderen Teil der Beschäftigungs­
behörde,

5. Übertragung eines anderen Richteramtes nach § 32
Abs. 2 des Deutschen Richtergesetzes oder eines
weiteren Richteramtes nach § 27 Abs. 2 des vorge­
nannten Gesetzes,

6. Abordnung oder Kommandierung, auch im Rahmen
der Aus- und Fortbildung,

7. Zuweisung nach § 123 a des Beamtenrechtsrahmen­
gesetzes,

8. vorübergehenden Zuteilung aus dienstlichen Gründen
zu einem anderen Teil der Besc:,äftigungsbehörde,

9. vorübergehenden dienstlichen Tätigkeit bei einer
anderen Stelle als einer Dienststelle,

10. Aufhebung oder Beendigung einer Maßnahme nach
den Nummem 6 bis 9 nach einem Umzug mit Zusage
der Umzugskostenvergütung,

11. Versetzung mit Zusage der Umzugskostenvergütung
nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesumzugskostenge­
setzes,

12. Einstellung mit Zusage der Umzugskostenvergütung,

13. Einstellung ohne Zusage der Umzugskostenvergü­
tung bei vorübergehender Dauer des DienstVerhält­
nisses, der vorübergehenden Verwendung am Ein­
stellungsort oder während der Probezeit: die Gewäh­
rung von Trennungsgeld in diesen Fällen bedart der
Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder der von
ihr ermächtigten nachgeordneten Behörde,

14. Räumung einer Dienstwohnung auf dienstliche Wei­
sung, solange der zur Führung eines Haushalts not­
wendige Teil der Wohnungseinnchtung· untergestellt
werden muß.

(3) Trennungsgeld wird nur gewährt, wenn

1. bei Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 1 bis 13 der neue
Dienstort ein anderer als der bishenge Dienstort ist und
die Wohnung nicht im Einzugsgebiet des neuen Dienst­
ortes (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c des Bundesum­
zugskostengesetzes) liegt. Liegt die Wohnung im Ein­
zugsgebiet des neuen Dienstortes, wird bei Maßnah­
men nach den Nummern 6 bis 9 Trennungsgeld für die
Dauer der Maßnahme, längstens für drei Monate
gewährt,

2. bei Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 1 bis 5 der Berech­
tigte nicht unwiderruflich auf die Zusage der Umzugs­
kostenvergütung verzichtet und dienstliche Gründe den
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Umzug nicht erfordern (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d 
des Bundesumzugskostengesetzes). 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch für im Grenzverkehr
tätige Beamte im Bereich ausländischer Lokalgrenzbehör­
den, ZWischen solchen Bereichen und zwischen diesen 
und dem Inland. 

§ 2

Trennungsgeld 
nach Zusage der Umzugskostenvergütung 

(1) Ist Umzugskostenvergütung zugesagt, steht Tren­
nungsgeld zu, 

1. wenn der Berechtigte seit dem Tag des Wirl<samwer­
dens der Zusage Oder, falls für ihn günstiger, der Maß­
nahme nach§ 1 Abs. 2 uneingesc:iränkt umzugswillig
ist und

2. solange er wegen WoMungsmangels am neuen
Dienstort und seinem Einzugsgeo1et nicht umziehen
kann.

Uneingeschränkt umzugswillig ist. wer sich unter Aus­
schöpfung aller Möglichkeiten nachweislich und fortwäh­
rend um eine angemessene Wohnung bemüht. Angemes­
sen ist eine Wohnung, oie den familiären Bedürfnissen des 
Berechtigten entspricht. Dabei ist von der bishengen Woh• 
nungsgröße auszugehen, es sei denn, daß sie in einem 
erheblichen Mißvemältnis zur Zahl der zum Haushalt 
gehörenden Personen steht Die Lage des Wohnungs­
marktes am neuen Dienstort und seinem Einzugsgebiet 1st 
zu berücksichtigen. Bei unvemerrateten Berechtigten ohne 
Wohnung im Sinne des § 1 O Abs. 3 des Bundesumzugsko­
stengesetzes gilt als Wohnung auch ein möbliertes Zim­
mer oder eine bereitgestellte Geme1nsct1attsunter1<untt. 

(2) Nach Wegfall des Wonnungsmangets darf Tren­
nungsgeld nur weitergewährt werden, wenn und solange 
dem Umzug des u111Zugswilligen Berechtigten im Zeitpunkt 
des Wegtalls des Wohnungsmangels einer der folgenden 
Hinderungsgründe entgegenstent: 

1. vorübergehende schwere �rkrankung des Berecntigten
oder eines seiner Familienangehöngen (§ 6 Abs. 3 Satz
2 und 3 des Bundesumzugskostengesetzes) bis zur
Dauer von einem Jahr;

2. Beschättrgungsverbote für die Berechtigte oder eine
Familienangehörige (§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3 des
Bundesumzugskostengesetzes) nach § 3 Abs. 2. § 6
Abs. 1 des Munerschutzgesetzes, § 1 Abs. 2. § 3 Abs. 1
der Mutterscnutzverordnung oder entsprechenaem
Landesrecht;

3. Schul- oder Berufsausbildung eines Kindes (§ 6 Abs. 3
Satz 2 und 3 des Bundesumzugskostengesetzes) bis
zum Ende des Schul- Oder Ausbildungsjahres. Befindet

. sich das Kind in der Jahrgangsstute 12 einer Schule, so 
verlängert sich die Gewährung des Trennungsgeldes 
bis zum Ende des folgenden Schuljahres: befindet sich 
das Kind im vorletzten AusbildungsJahr eines Beruts­
ausbildungsverhältn1sses, so verlängert sich die Ge-

währung des Trennungsgeldes b:s zum Ende des fol­
genden AusbildungsJahres; 

4. Schul- oder Berutsausoildung eines schwerbehinder­
ten Kindes (§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Bundesum­
zugskostengesetzes). Trennungsgeld wird bis zur
Beendigung der Ausbildung gewahrt, solange diese am
neuen Dienst- oder Wohnort Oder in erreichbarer Ent­
fernung davon wegen der Behinderung nicht tortge­
setzt werden kann;

5. akute lebensbedrohende Erkrankung eines Elternteiles
des Berechtigten oder seines Ehegatten, wenn dieser
in hohem Maße Hilfe des Eheganen oder Famiiien­
angehörigen des Berechtigten emält:

6. Schul- oder erste Berutsausbildung des Ehegatten In
entsoechender Anwendung der Nummer 3.

Trennungsgeld darf auch gewährt werden, wenn zum Zeit­
punKt des Wirl<samwerdens der dienstlichen Maßnahme 
kein Wohnungsmangel, aoer einer oder mehrere dieser 
Hinderungsgründe vorliegen. Uegt bei Wegfall des Hinde­
rungsgrundes ein neuer Hinderungsgrund vor, kann mit 
Zustimmung der obersten Dienstbenörde Trennungsgeld 
bis zu längstens einem Jahr we1teroewilligt werden. Nach 
Wegfall des Hinderungsgrundes dart Trennungsgeld auch 
bei erneutem Wohnungsmangel nicht gewährt werden. 

(3) Ist ein Umzug, für den Umzugskostenvergütung
zugesagt 1st. aus Anlaß einer Maßnanme nach § 1 Abs. 2 
vor deren Wirksamwerden durchgeführt, kann Trennungs­
geld in smngernäßer Anwendung dieser Verordnung 
bis zum Tag vor der Dienstantnttsreise, längstens für 
3 Monate gewährt werden. 

(4) Wird die Zusage der Umzugskostenvergütung außer­
halb eines RechtSbehelfsverlahrens a.utgehoben. wird 
daaurch ein Trennungsgeldansorucn rncnt begründet: ein 
enoscnener Trennungsgeklansprucn lebt nicht wIe<:1er au1. 

§ 3

Trennungsgeld beim auswärtigen Verbleiben 

(1) Ein Berecnt1gter. der nicht tagl1ch zum Wohnort
zurückke:-irt und dem die tägliche Rückkehr nicht zuzu­
muten Oder aus dienstlichen Gründen n1cnt gestattet ist. 
erhält für die ersten 14 Tage nacn beendeter Oienst­
antnttsreIse als Trennungsgeld die gleiche Vergütung wie 
bet Dienstreisen (T rennungsre1segeId): § 11 Abs. 2 des 
Bundesre,sekostengesetzes gilt entsprechend. Die tägli­
cne Rückkehr zum Wohnort 1st in der Regel nicht zuzumu­
ten. wenn beim Benutzen regelmäßig verl<enrender Beför­
derungsmine! die Abwesenheit von der Wohnung mehr als 
12 Stunden oder die benötigte Zeil für c:as Zurucklegen der 
Strecke zwischen Wohnung und Dienststane und zurück 
mehr als 3 Stunden beträgt. 

(2) Nach Ablaut dieser Frist wird als Trennungsgeld
Trennungstagegeld wie iolgt gewährt: 

1. Der Berechtigte, der

a) mit seinem Eheganen in häuslicher Gemeinschatt
iebt oder

b) mrt einem Verwandten bis zum vierten Grad, einem
Verscnwägerten bis zum zweiten Grad. einem Pft&-
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gekind ooer P1Iegeeltem in häuslicher Gemein­
schaft letlt und ihnen aus gesetzlicher Oder sittlicher 
Verpflichtung nicht nur vorübergehend Unterkunft 
und Untertiatt ganz oder t1berw,egend gewahrt oder 

c) m,t einer Person 1n häuslicher Gemeinschaft lebt,
deren Hilfe er aus beruflichen oder nach ärztlichem,
im Zweifel nach amtsärztlichem Zeugnis aus
gesundhe1tlicnen Gründen nicnt nur vorübergehend
bedarf.

die Wohnung beibehält und getrennten Haushalt führt, 
erhält in 
Reisekostenstufe A 
Reisekostenstufe B 
Reisekostenstufe C 

22,20 DM 
24,30 DM 
26,10 DM. 

2. Der Berechtigte, der seine Wohnung (§ 10 Abs. 3 des
Bundesumzugskostengesetzes), über die er das aus­
schließliche Verfügungsrecht besitzt, beibehält. aber 
die sonstigen Voraussetzungen nach Nummer 1 nicht 
erfüllt. emalt in 
Reisekostenstufe A 
Reisekostenstufe B 
Reisekostenstufe C 

15,00 DM 
16.50 DM 
17,70 DM. 

3. Der Berecntigte, der die Voraussetzungen nacn den
Nummern 1 und 2 nicht erfüllt, erhält in 
Reisekostenstufe A 
Reisekostenstufe B 
Reisekostenstute C 

11,00 DM 
11,70 DM 
12,50 DM. 

§ 12 des Bundesreisekostengesetzes gilt entsprechend.

(3) Eine Wohnung im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1
und 2 besteht aus einer geschlossenen Einheit von mehre­
ren Räumen. in cer ein Haushalt geführt werden Kann, 
darumer stets eme Kücne oder ein Raum mit Koch­
gelegenheit. Zu einer Wohnung gehören außerdem 
Wasserversorgunc;, Ausguß uM Toilette. 

§ 4

Sonderbestimmungen beim auswärtigen Verbleiben 

(1) Fur volle Kalendertage eines Urlaubs sowie der
Sonn- und Feiertage und allgemein dienstfreien Werktage 
innerhalo eines Urlaubs wird für das Beibehalten einer 
entgeltlichen Unterkunft anstelle 

- des 7rennungsreisegeldes Ersatz der notwendigen
Auslagen für die Untenc:untt.

- des Trennungstagegeldes ein Drittel des Trennungs-
tagegeldes

gewährt. Das gleiche gilt bei 

1. Dienstbefreiung,

2. Autenthatt in einem Krankenhaus.

3. Au!entnalt an Art>e1tstagen am Wohnort.

4. Dienstreisen mrt einer Dauer von menr als zwölf Stun­
den mit Ansprucn auf Tagegeld,

5. AbwesenneIt vom Dienstort wegen Erkrankung und

6. je<.ler He1mtanrt onne Urlaub oder Dienstbefreiung, für
die eine Re1seoe1hilfe nach§ S gewährt wird. für einen
Tag.

Satz 1 gilt entsorecnend für die Beschaftigungsverbote 
nac:, § 1 Abs. 2 und § 3 Abs. 1 der Muttersc:,utzverord­
nung oder dem entsprecnenden l.andesreci"lt und für eine 
ErkranKung, be, der mrt der Aufnahme des Dienstes inner­
halb von 3 Monaten nicht zu recnnen ist. wenn die Umer­
kunrt betbenalten werden muß. Ist aer Berechtigte in den 
Fällen des Satzes 2 Nr. S auf Gruno eines für die Dauer 
der Maßnahme abgesctilossenen Vertrages z:ur We,ter­
zanlung der Miete vercttii::ntei. werden die ihm dadurch 
entstenerioen notwenoigen Auslagen für die Unten<unrt 
erstattet. soweit sie ern Dnttel des Trennungstagegeldes 
übersteigen. Die Fnst nach § 3 Abs. 1 Satz 1 wird nicht 
unterorocnen. 

(2) W:rd der Dienstort in den Fällen des Absatzes 1
Satz 3 verlassen ooer muß er sonst wegen :rkrankung 
verlassen werden, werden die Fahrauslagen bis zu den 
Kosten für die Fahrt rum Wohnort und zurücK w,e bei einer 
Dienstreise erstattet Nach Rückkehr s1eht Trennungs­
reisegeld nicht zu. wenn die Unterkunft wieder in Ansorucl, 
genommen weraen kann. für die das Trennungsgeld nach 
Absatz 1 bis z:ur Rückkenr gewahrt wird. 

(3) Ändert sich der Dienstort auf Grund einer Maßnahme
nacn § 1 Abs. 2 für einen Zeitraum bis zu 3 Monaten, wird 
neben dem Trennungsgeld für den neuen Dienstort für 
die bisherige Unte:1<unft Trennungsgeto nach Absatz 1 
gewährt. Set tatsäcniicher Oder zumut0arer täglicner Rüci<­
kenr dort1'1in wird neoen dem Trennungsgeld nach § 3 die 
Entschädigung nacn § 6 Abs. 1. 3 und 4 gewährt. Nach 
Rüci<kehr an den oishengen Dienstort steht Trennungs­
reIsegetd nicm zu. 

(4) Wird in cen Fällen

1. einer neuen Maßnahme nach § 1 Abs. 2.

2. eines Umr.Jges mit Zusage der Umzugskostenver­
gütung,

3. des Venassens des Dienstortes vor Ende des Dienst-
vertlältnisses

kein Trennungsge1d für die :iishenge Unten<untt mehr 
gewährt. wercen notwendige Auslagen für c1ese Unter­
kuntt längstens Cis :u oem Zeitounkl erstattet. z:u dem das 
Miervemältn1s fnjhes.ens gelöst weraen i.cann. 

(5) Im Fall einer neuen Maßnanme nacn § 1 Abs. 2 wird
Trennungsge1c wettergewährt. wenn Cer 3erecnngte 
wegen KranKneit aen Dienstort nicht verlassen kann. 

(6) Auf das im Trennungsreisegeld enthaltene Tagegeld
ist die für eine Dienstreise oaer einen Dienstgang ZUste­
hence Reisei<ostenvergütung .für Verctlegungsmehrauf­
wand anzurecnnen. 

(7) E:1'1ält der Ehegatte aes Berechtigten Trennungsgeld
nacn den §§ 3. 4 oaer e,ne entsorecnenoe E:ntscnadigung 
nacn aen Vorscnntten eines anderen Dienstnerm. so 
ematt der 8erec:it1gte anstelle des Trennungstagegeldes 
nach§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Trennungstagegeld nach § 3 
Aos. 2 Satt 1 Nr. 2. wenn 

a) er am Oienstort des Ehegatten wohnt oder

b) der Ehegatte am Dienstort des Berecnt1gten beschäftigt
ist
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(8) Berecntigte, denen erfahrungsgemäß geringere Auf­
wenoungen für Veri:,tlegung Oder Unterkunft als allgemein 
entstehen, erhalten nach näherer Bestimmung der ober­
sten Dienstbehörde Oder der von ihr ermächtigten nach­
geordnecen Behörde entsorechend den notwendigen 
Mehrauslagen ein ermäßigtes Trennungsgeld. Der Bun­
desm1nister des Innern kann die Höhe dieses Trennungs­
geldes bestimmen oder Richtlinien für seine Gewährung 
erlassen, wenn dies im Interesse einer einheitlichen Ab­
findung liegt. 

§ 5
Reisebeihilfe für Heimfahrten 

(1) Ein Berechtigter nach§ 3 erhält eine Reisebeihilfe für
jeden halben Monat, wenn er die Voraussetzungen des § 3 
Abs. 2 Satz , Nr. 1 Buchstabe a oder b erfüllt oder das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat. im übri­
gen für jeden Monat. Ändern sich diese Voraussetzungen, 
so beginnt der neue Anspruchszeitraum erst nach Ablauf 
des bisherigen, sotem dies für den Berechtigten günstiger 
ist. Der AnspruchSZeitraum wird aus Anlaß einer neuen 
Maßnahme nacn § , Abs. 2 durch Sonn- und Feiertage, 
allgemein dienstfreie Werktage und Tage der Dienst­
antrittsreise nicnt untert,roetlen. Eine Reisebeihilfe wrrd 
nur gewährt, wenn die Reise 1m maßgebenden Anspruchs­
z:ertraum begiMt 

(2) Verzichtet ein Berechtigter bei Maßnahmen nach § ,
Abs. 2 Nr. 1 bis S unwidemJflich auf die Zusage der 
Umzugskostenvergütung, und ist aus dienstlichen Grün­
den ein Umzug nicht erforaerlich (§ 3 Abs. , Nr. 1 Buch­
stabe d des Bundesumzugs1<ostengesetzes), gilt Absatz 1-
mrt der Maßga.oe, caß Reisebeihilfe für längstens ein Jahr 
gewährt wird. 

(:3) Anstelle einer Reise des Berechtigten kanr:, auc."\ 
eine Reise des Eheganen. eines Kindes oder einer Person 
nach § 3 Abs. 2 Satz , Nr. , Bucns,aoe b beruci<sictnigt 
werden. 

(4) Als Reisebeihilfe werden die entstandenen notwendi­
gen Fahrauslagen bis zur Höhe der Kosten der tür den 
Berecntigten billigsten Fahrkarte der aJlgeme1n niedrigsten 
Klasse oMe Zuschläge eines regeimäßig ven<enrend.en 
8etörderungsm1nels vom Dienstort :-.:m bisnengen Wohn­
ort oder, wenn dieser im Ausland liegt. bis zum inländi­
scnen Grenzort und zuruck erstattet. bei Mitnanme in 
emem Kratttanrzeug begrenzt auf oie Sätze riacn § 6 
Abs. 3 oes Bundesre1seKostengeseczes. 3e1 aenutzung 
zuscrilagptlicnuger Züge werden auch die Mtwendigen 
Zuscn1age wie bet Dienstreisen erstanet. ,"lacn näherer 
Sesummung aes Sundesn11rnsters aes lnnem können 1n 
besonderen Fällen FlugKosten erstattet werden. 

§ 6

Trennungsgeld 
bei täglicher Rückkehr zum Wohnort 

(1) Ein Berecnt1g,er. aer täglici"I an cen Wohnort zurüci<­
keM ooer dem die täghcne Rüel<kenr zuzumuten 1st (§ 3 
Abs. 1 Sac: 21. erttalt ats Trennungsgeld Fanrt<ostenerstat• 
tung, Wegstrecxen- Oder MitnahmeentSd'ladiqung wie bei 
Dienstreisen. Hieraul sind die Fal"lraustagen anzurecnnen, 

die für das Zun.id<legen der Slred<e ZWISChen Wonnung 
und bisnenger Oienststatte entStanden waren, wenn d_ie 
Enttemung mindestens S Kilometer betragt. Dabei ist ats 
Autwand e,n Betrag von O., S OM je Entfemungsl<ilometer 
und Arce,.stag zugrunde z:u legen. Von der Anred'lnung ist 
gan:.: Oder terlwetse abzusenen. wenn der Berecntigte 
nac:,wetst. daß er bet Fahrten ZW!Schen Wohnung und 
cisnenger Dienststarte üblicherwetSe Keinen entspred'len­
den Aufwand hatte. 

(2) Zusätzlich wird ein VeroflequngszuschuB von
4.00 DM je ArOenstag gewährt, wenn die notWendige 
Abwesenneit von der Wonnung mehr als , 1 Stunden 
betragt, es sei denn, daß Ansoruc.., auf Reisekostenvergü­
tung für Verotlegun;smenrauiwand für menr als 12 Stun­
den besteht. 

(3) Muß aus dienstlicnen Gruncien am Oienstort ül:ler­
nacnte1 werden, weraen die dadurcn entstandenen not• 
wendigen Mehrauiwendungen erstattet. 

(4) Das Trennungsgeld nach den Absätzen 1 und 2 darf
das in einem Kalendermonat zustehende Trennungsgeld 
nach den§§ 3 und 4 sowie das Tage- und Übemachtungs­
geld für die Hin- und Rüd<reise (§ 1 6 Abs. 1 des Bundes­
reisekostengesetzes) nicht übersteigen; § 3 Abs. , Satz 1 
Halosat: 2 ist nicht anzuwenden. 

§ 7
Sonderfälle 

(1) Ansoructt auf Trennungsgeld besteht weiter, wenn
sie:, aus AnlaB einer neuen Maßnahme nacn § 1 Abs. 2 
der ne1.1e Dienstcrt nicht ändert. 

(2) Nacn einem Umzug, für den Ul'T1%UgSk0stenvergü­
tung nicnt zu gewähren ist. � c:as Trennungsgeld nid"lt 
hoher setn atS aas c1snenge. 

(3) Das Trennungsgeld kann ganz oder teilweise versagt
weraen, wenn die Führung der Dienstgescnä:tte vel'OOten 
ist oder intotge einer vortäufigen Diensternnecung oder 
einer gesemnäßig angeoraneten Fre1he1tsenmenung der 
Dienst nicnt ausgeübt werden kann. Das gilt nicnt. wenn 
der BerecMtigte auf Grund etner dienstlichen Weisung am 
Dienstort bietet.'· 

(4) Trennungsgeld stent nur ::u. solange Ansorucn auf
9esotdung oestent 

§ a

Ende des Trennungsgeldanspruchs 

(1) Oas Trennungsgeld W1t'a bis ;:,..im Tage des Wegfalls
der maBgel:lenden Vorausse121Jngen gewahrt. 

(2} Bei einem Umzug mit Zusage der Umzugskostenver­
gütung wird Trennungsgeld längstens gewährt t::as vor dem 
Tag, tür den der Sereamg,e für seine Person Re1sekosten­
ers.am.sng nacn § 7 Abs. 1 des Bundesum21Jgs1<ostenge­
setzes emäit. im übrigen �rs zum Tag des AUSiadens des 
Umzugsgutes. 

(3} In den Fällen aes § 4 Abs. 4 Nr. , und 3 wird Tren­
nungsgeld bes zu dem iag gewahrt. an dem der Dienstort 



Seite 268 GVOBI. 1991 

vertassen wird. bei Gewährung van Reisekostenvergütung 
für diesen Tag bis ?Um vorausgenenaen Tag. 

§ 9
Verfahrensvorschritten 

(1) Das Trennungsgeld ist innerhalb einer Ausscnlu6frist
von einem Jahr scivrttic."'I zu beantragen. Die Frist beginnt 
jeweils mit Ablauf des Kalendermonats, für den das Tren­
nungsgeld erstmalig zusteht. Das Trennungsgeld wfrd 
monatlich nac.'iträglic:M gezal'llt. 

(2) Der Serec:htigte hat nachzuweisen. aaS die Voraus­
setzungen für die Trennungsgeldgewährung voniegen. 
insoesandete hat er aas fonwänrenae Semühen um eine 
Wonnung (§ 2 Abs. 1} zu t:ietec;en. 

(3) Oie oberste Oienstt:iel'lOC'de bestimmt aie Behörde,
die das Trennungsgeld gewährt. 

§ 10

Übergangsvorschrift 

Ist der Ansorud'I auf Trennungsgeld nach dem bis zum 
Zartcunlet der vencunaung dieser ver0rt:nung gettanaen 
Recnt entstanden, gilt dieses Rectt werter, es sei denn. 
oar 6erecntigte beantragt. die 8ewilrigung nacn bisnen­
gem Recnt auttuneoen. § S Abs. 1 Satz 2 gilt bei der 
Umstellung auf c1as neue Recnt ent5llrecnena. 

§§ n oiS 14 

(Änaerunq anderer Vorscnriften) 

§ ,s

(lnkrartrreten) 

Nr. 16 
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' Rechtsverordnung 
über die Gewährung von Umzugskostenvergütung und 

Trennungsgeld 
(Umzugsverordnung - UKVO) 

vom 26. Juli 1991 

Die Kirchenleitung hat aufgrund des§ 2 Abs. 2 des Kirchen­
besoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Dezember 1990 (GVOBl. 1991, S. 36) im Einvernehmen mit
dem Hauptausschuß die folgende Rechtsverordnung erlassen:

§ 1

( 1) Anstelle der§§ 3 und 4 des Bundesumzugskostengeset­
zes (BUKG) in der Fassung des Gesetzes vom 11. Dezember
1990 (BGBL I S. 2682) gilt für Pastoren und Pastorinnen, Pfarr­
vikare und Pfarrvikarinnen, Vikare und Vikarinnen folgendes:

1. Umzugskostenvergütung(§ 5 BUK) wird gewährt

a) festangestellten Pastoren und Pastorinnen, Pfarrvikaren
und Pfarrvikarinnen, wenn sie ihre Pfarrstelle innerhalb
der N ordelbischen Kirche wechseln,

b) Pastoren und Pastorinnen, Pfarrvikaren und Pfarrvika­
rinnen, wenn sie erstmalig innerhalb der Nordelbischen
Kirche fest angestellt werden,

c) Pastoren und Pastorinnen, Pfarrvikaren und Pfarrvika­
rinnen im Warte- und Ruhestand, wenn sie wiederver­
wendet werden und eine Pfarrstelle übernehmen,

d) Pastoren und Pastorinnen, Pfarrvikaren und Pfarrvika­
rinnen im Warte- und-Ruhestand, wenn sie ihre Dienst­
wohnung innerhalb von zwölf Monaten nach dem
Eintritt in den Warte- oder Ruhestand räumen,

e) dem Witwer oder der Witwe einer Pastorin oder eines
Pastors, einer Pfarrvikarin oder eines Pfarrvikars, wenn
sie innerhalb von zwölf Monaten nach dem Tode ihres
verstorbenen Ehepartners die bisherige Dienstwohnung
räumen.

Das Nordelbische Kirchenamt kann bei Vorliegen besonde­
rer Gründe von den in den Buchstaben d) und e) genannten 
Fristen abweichen. 

2. Umzugsbedingte Aufwendungen können bis zur Höhe der
Umzugskostenvergütung erstattet werden

a) Vikaren und Vikarinnen, Pastoren und Pastorinnen zur
Anstellung sowie Pastoren und Pastorinnen mit Dienst­
auftrag,

b) Pastoren und Pastorinnen, Pfarrvikaren und Pfarrvika­
rinnen, die, ohne die Stelle zu wechseln, aus vom
Nordelbischen Kirchenamt gebilligten Gründen umzie­
hen oder vorübergehend ihre Dienstwohnung räumen
müssen,

c) Pastoren und Pastorinnen, Pfarrvikaren und Pfarrvika­
rinnen, die ihre Stelle aufgrund eines Amtszuchtverfah­
rens verlieren.

3. Soweit in dem BUKG auf Vorschriften der§§ 3 und 4 BUKG
Bezug genommen wird, treten an die Stelle dieser Vorschrif­
ten die jeweils entsprechenden Vorschriften nach Nr. 1 und
2.

(2) Der§ 12 BUKG nebst den dazu erlassenen Verordnungen
findet auf Vikare und Vikarinnen keine Anwendung. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a und b gelten
die Voraussetzungen für die Zahlung von Trennungsgeld nach 
§ 12 BUKG als erfüllt.

Die Zahlung des Trennungsgeldes erfolgt aus Mitteln des
Trägers der Pfarrstelle. 

(4) Umzüge in den Bereich der Nordschleswigschen Ge­
meinde gelten nicht als Auslandsumzüge im Sinne des § 13 
BUKG. 

§ 2

(l) Die§§ 8 Abs. 3 und 10 Abs. 6 BUKG finden keine Anwen­
dung. 

(2) Die nach § 10 Abs. 1 BUKG festzusetzenden Pauschver­
gütungen werden auf volle Deutsche Mark nach unten abge­
rundet. 

Eine Neufestsetzung der Pauschvergütungen aufgrund nach­
träglich eingetretener Besoldungsänderungen erfolgt nicht. 

§ 3

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in 
Kraft. Sie findet Anwendung für alle Umzugskostenvergütun­
gen, die gemäß§ 2 BUKG nach dem 1. Januar 1991 zugesagt 
worden sind. 

Die Umzugskostenverordnung - UKVO-NEK vom 20. Juni 
1978 in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. April 1987 
(GVOBL S. 77) tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 1990 außer 
Kraft. 

KL.Nr. 330/91 

Kiel, den 26. Juli 1991 

Die Kirchenleitung 

Dr. Wilckens 
Bischof und Vorsitzender 
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Bekanntmachungen 

Freigabe der Verfahren „Friedhofsverwaltung" und „Abga­
benverwaltung" 

Die vom Rechenzentrum \Jordelbicn-Berlin entwickelten 
Programme „Friedhofsverwaltung" und „Abgabenverwal­
tung" (Kirchengnmdsteuer, Pachten, Grundstücksverwal­
tung) sind gern.§ 2 der J\llgemeiiwn Verwaltungsanordnung 
über Planung und Genehmigung von Maßnahmen auf dem 
Gebiet der elektronischen Datenverarbeitung \·om 28.6.1988 
(C\'OBL dt>r NEK l q,-:8 S. l 4s ff.) vom \Jordelbischen Kirchen­
amt zur r\ utzung treigegeben worden. 

Weitere Auskünfte erteilt das 

l.Zc·chcnzcntnun N,lrdclbien-Berlin 
Große Elbstraße 42 
2000 Hamburg 50 
ld.: 040/'ll 85-{l 

Az: 0551-91-H 2 

Nordelbisches Kirchenamt 

Tm .\uftrnge 

Drews  

7. Verwaltungsabschlußlehrgang und Abschlußprüfung im
Ausbildungsberuf „Verwaltungsfachangestellte/
Verwaltungsfachangestellter"

Am 7. Juni 1991 bestanden folgende Lehrgangsteilnehmerin­
nen und Lehrgangsteilnehmer des 7. Verwaltungsabschluß­
lchrgangcs die AbschluBprüfung zum/zur Verwaltungsfach­
angestellten in der Kirchenverwaltung der Nordelbischen Ev.­
Luth. Kirche: 

Tanja Bun:,en, Kirdic·nkreis Plön 
Carola Evers, Kirchenkreis Eckernförde 
Steffen Hering, Kirchenkreis Rendsburg 
Sabine Hc,ftmann, Kirchenkreis J\ngeln 
Rüdiger Ketels, Kirchenkreis Eiderstedt 
\Jicole Konietzko, Kirchenkreis Flensburg 
l�mja Neese, Kirdwnkrcis St,,rmarn
Karen Rosse!, Kirchenkreis Rendsburg
Iris Vokuhl, Kirchenkreis Alt-Hamburg

,\z.: :;()64 -2 - H'v\' 

Nachberufung in die Prüfungskommission (I. Theologische 
Prüfung - Frühjahr 1992/Kiel) 

Herr Dr. Thies Gundlach wurde m die l'n1 tungskummission 
für die Erste Theologische Prüfung im Frühjahr 1992/Kiel 
berufen. 

Az.:2B6-AI/A2 

Pfarrste II enerrichtungen 

2. PforrstL,]le des Kirchenkreisl's .\lt-Hamburg für KrankPn­
haussepborge am Allgemeinen Krankenhaus Eilbek (mit Wir­
kung vom 1. August 1991 l. 

1\/..: 20 Krankenhausscelsurge am ..\llgemcinen Krankenhaus 
Eilbek (2) -PI/ P 2 

Pfarrstelle des Kirchenkreises Alt-Hamburg für Kranken­
hausseelsorge ,1m Hafen- und Trtlpenkrankenhaus in Ham­
burg (mit Wirkung vom l. August 1991). 

J\z.: 20 Krankenh,msseelsorge am Hafen- und Tropenkranken­
lwus in Hamburg - f' I / I' 2 

* 

Pfarrstelle des Kirchenkreises \1ünsterdorf für Kranken­
hausseelsorge (mit Wirkung vom 1. Oktober 1991). 

1\L 20 Krankenhausseelsorge Müfüterdort - f' 11 / P l 

Pfarrstellenveränderung 

Die Pfarrstelle der St. Stephanus-Kirchengemeinde Itzehoe 
;.;eht auf den Kirchenkreis mit der RL•/.eichnung „ l'forrstelle dc� 
Kirchenkreises \lünsterdorf für diakonische Aufgaben" über. 

Der gegenwärtige Inhaber der Gemeindepfarrstelle geht als 
Inhaber .iuf die Kirchcnkreispfarrstellc mit einer Amhzeit vun 
10 Jahren über. Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1.1.1992 
in Kraft. 

i\z.: 20 �t. Stephanus-Kirchengerncinde ltZL'i1oe - l' II I l' l 
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Stellenau s sehre ibun gen 

Pfarrs te 11 enausschreibungen 

In der Paulus -Kirchengemei nde  Alt o n a  im Kirchen­
kreis A.ltona ist die 1. Pfarrstelle vakant und umgehend mit 
einem P,1stor oder einer Pastorin zu besetzen. Die Besetzung 
l'riolgt durch Wahl de, Kirdwm·orstandL·S. 

Die .c-\rbeit kill �ich in ,11 · ;. GL'l11L'inde,irbL'Jl und SO 'X Arl•L·it 
im KirdwnkrL'is. 

In der Gemeinde ist die 2. Pfarrstelle n,ll besetzt. 

Für die 1. Pfarrstelle fallen neben Gottesdiensten und Kir­
chenn,rs tandsarbeit in reduziertem L:miang Amtshandlun­
t',l'll und .rnf Wun;,ch K,,nlirmandcnuntl'rricht an. NebL'n der 
hcskhL·ndcn Jugend-S,11i,1 lMbeit soll d urd1 c•i1w neu 1u bc»,t't­
;,cnd L' Diakonenstdle l'll1L' Gemcindcjugrndarbei t aufgebaut 
werden, deren theologische Orientierung mit zu dem Aufga­
benbereich der 1. Pfarrstelle gehört. Eine \litarbeiterwohnung 
bei der Kirche steht solort, die Pastorats1,·ohnung in 1 1 2

Jahren ;ur Verfügung. 

Die .c-\ulg,1be im KirclwnkrL'is ist diL' tlwlllc,gisclic lkgleitunt2, 
der /.\rl•L'it des nahegelegL'nen Jugendptc1rramtcs. Für die d1-
renamtlichen Mitarbeiterinnen und \,fitubeiter aus der Ju­
gendarbeit der Gemeinde im Kirchenkreis Altona wäre theo­
logische Fortbildung zu bieten, bei der Arbeit mit den haupt­
amtlichen sind thcok1gischc Akzente zu sC'IIL'n. Dabei sind div 
org,1 ni,,1 torischen Arh·i tc•n \'om JugL'nd pl.ur.imt sclb;,t ;,u lei­
sten, nicht von derSklleninh,1berin oder q,n dem Stcllcrnnhc1-
ber. 

Be\\·erbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkrei­
ses Altona, Schmarje�tr. 28, 2000 Hamburg 50. Weitere L'.nter­
bgL'll ,md ,n,t AnfordL-rung ein;ureichL·n A.uskiinftc crtcilc-n 
l'n>p,t / --krbcrgcr, Tel. 11--i-l\ 1:18 8--1 :19, und l'a,tor Stauffer. TL·!. 
ll40. S'i 69 51. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 15. September 1991. 

Az : 20 Paulus-Kirchengemeinde Altona ( 1) - PI / P 2 

In der Kirchengemeinde B r  e k l  um im Kirchenkreis Husum­
Bredstedt ist die 2. Pfarrstelle ,·akant und umgehend mit einem 
Pastor oder einer Pastorin oder einem Pastoren-Ehepaar in 
einem jc1,·eils eingeschr;inktt'n [')ienstYvrh:iltnis (SO c;) ;u bc­
sdzcn. Die Lksct1.ung ert,,lc'.t durch bisch,illiche F.rncnnung. 

IJ<1 mit der Best'tnrng dieser l'tarrsli:lll' die• Mitvenvaltung 
der Kirchengemeinde Bargum verbunden ist, wäre es wün­
schenswert, wenn sich ein Pastorenehepaar bewerben würde. 
Der Pastor bzw. die Pastorin soll in Bargum wohnen (gepflegte 
alte Kirche und vollständig renoviertes Pastorat in reizvoller 
Lage) und seinen bzw. ihren Dienst in den beiden selbständi­
gen Gemeinden Breklum und Bargum nach den jeweiligen 
Notwendigkeiten ausüben. 

Er bzw. sie wird sowohl in Breklum als auch in Bargum seine 
bzw. ihre Predigtstätte haben (Gemeinsam mit dem Inhaber 
der 1. Pfarrstelle Breklum, der zur Zusammenarbeit und zum 
gegenseitigen Austausch gerne bereit ist). 

Breklum-Nord (2. Pfarrstelle Breklum) umfaßt ca. 1.200 Ge­
meindeglieder und Bargum ca. 600 Gemeindeglieder. Für die 
Familie wichtig: weiterführende Schulen in Bredstedt, Husum 
und Niebüll. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Herrn Bischof für den Sprengel 

Schleswig übL·r den 1 krrn l'wp�t des KirchcnkrcisL'S Husum 
Bredstedt, Schobüller Straße 36, 2250 Husum. 

Weitere Cnterlagen sind auf Anforderung einzureichen. 

Auskünlte erteilt Propst Kam per, Schobüller Straße 36, 2250 
Husum, Td i1--l841 /202'> (n,ich Dienstschlul; (l4.c;41 /62800). 

J\bl,rnf ,kr BL·\\'L'rbungstri,t: Sechs Woclwn n,Kh f·rsclwincn 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Breklum (2) - P III , P 1 

DiL' Kirclll'ngcmcimiL' Lu t j L' n s l' e im K1rchl'nkrL'is Stor­
marn, Bezirk Ahrensburg, und der Kirchenkreisn1rstand Stor­
-,marn schreiben je eine Pfarrstelle mit eingeschränktem Dienst­
verhältnis ('iO ',)aus.Diese Planstellen für gemeindlichen und 
übergemeindlichen Dienst (Krankenhausseelsorge l sind mit­
ein,mder kumbiniL'rl und Slllkn n,ll'h Ausschc-idL'll des jetzigen 
Stelleninh.1bt-T, miiglichst un1,gchcnd mit einl'lll l'.istor, ei1wr 
Pastorin oder einem l'astorenchq0aar bc„etzt werden. Im Blick 
auf die kombinierte Aufgabenstellung könnte ein Pastorenehe­
paar, das beide Arbeitsbereiche getrennt wahrnimmt, beson­
ders geeignet sein. Die Besetzung erfolgt durch bischöfliche 
Ernennung. 

Der IJil'n,t ck·r Cenwindq,l.irrstl'lll' (2. l'farr,tclle Lütjensel') 
soll sich au! dL'n Ort GroFc'nsce mit 1. 100 Ct'nll'indegliedern 
beziehen. Der Kirchenvorstand wünscht sich eine Intensivie­
rung des kirchlichen Lebens dort und denkt insbesondere an 
Jugend- und Konfirmandenarbeit sowie Seelsorge unter Be­
rücksichtigung der besonderen Struktur des Ortes. Großensec 
bildet zuc.,rnmwn rnit dL'll Orkn [jitjL'llSC'C' und C ;ninwohld, für 
die die 1. r'tarrstclle 1ust:indig ist, die Kirchcngc'lllL'inde Lüt­
jensee mit insgesamt 3.600 Gemeindegliedern. Die Kirchenge­
meinde in der landschaftlich reiz,-ollen „Stormarner Schweiz" 
bietet vielfaltige Kontakte zu Menschen und \löglichkeiten 
der Zusammenarbeit mit zahlreichen haupt- und ehrenamt­
lichen Mitc1rbc'iterinnC'n und \litilrbcitL'rn. Lcntrum des Ge­
nwindelelwn, bt dL'r Cottl',dit'Jbt in der ,rn,prt-·c-hc'nden Tvm­
nmkirche irn Ort LütjL•nsec'. lm F:.1hrnen dL'S emt2,eschr;inktcn 
Dienstverhältnisses beteiligt sich der Pfarrstelleninhaber an 
den Gemeindeaktivitäten. 

Die Pfarrstelle des Kirchenkreises Stormarn für Kranken­
hausseelsorge ist mit dem nc1lwgelegenC'n L\'.A-Krankenhaus 
(2Cj() Lkttl'n\ in Crot�h,rnsd(lf[, c'illL'f 1--'.ichklinik lür lallll)',L'l1L'r­
krankungc•n und Thoraxchirurgie, \'erbundcn. Dl'r SL'clsorge­
dienst \Yird \'On der Krankenhausleitung ge\,·ün,;cht und un­
terstützt, er geschieht in verständnisvoller Zusammenarbeit 
mit Ärzten, Schwestern und Pflegern. 

Die Arbeitsbereiche dieser beiden Pfarrstellen sind sehr un­
terschiedlich in Charakter und Aufgabenstellung, ihnen bei­
den gerecht zu werden, ist eine interessante pastorale Heraus­
forderung. 

Ein renoviertes Haus auf dem Kirchengelände in Lütjensee 
kann sofort bezogen werden; der Neubau für ein Pastorat in 
_Grolsensee ist im Gespräch. 

Bewerbungen mit ausführlichem handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Herrn Bischof für den Sprengel 
Hamburg über den Herrn Propst des Kirchenkreises Stormarn 
- Bezirk Ahrensburg - Rockenhof 1, 2000 Hamburg 67. Weitere
Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen.

Auskünfte erteilt Pastor Scheinhardt, Möhlenstedt 3, 
2073 Lütjensee, Tel.: 04154/7262, die stellvertretende Vorsit-
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zende des Kircherfforstandes, Frau Glanert, Tel.: 04154/ 5154, 
und l'ropst Kohlw,1.cc;c, Tel.: (741)/bO, 1414:l. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier 1 \'ochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az: 20 Lütjensee (21 - P Il/P 2 

In der Kirchengemeinde Tra ppen k a rn p im Kirchenkreis 
Plön wird die Pfarrstelle vak,,rü und ist zum 1. J ,rnu<1r 1992 mit 
eincn1 l',1;,t,,r oder einer l'ast, ,rin odL'r einem l\htorenclll'p,1<1r 
mit jeweils eingeschr:inktem Dienstverhältnis (50 %) zu beset­
zen. Der bisherige Stelleninhaber tritt zu diesem Zeitpunkt in 
d L'll Ruhest,md. Die Gcset/U I\CC: L'rfolgt durch W.ih l des Kr rclll'n­
vorstandes. 

Trappenkarnp, ringsum von Wald umgeben, bildet eme ge­
schlossene Cenwind,· innerh,ilb der Urtsgrenz,·n. Ein ,1c•ntrill 
gelegenes Zentrum, bestehend aus Kirche, Gemeindehaus und 
Pastorat mit Garten, ist Ausgangspunkt der gemeindlichen 
Arbeit. Dem P,1stor 0 telwn eine CerncindL·sekrl't:irin, ein Dii1-
kun, ein Küster /Hausmeister und ein aufgesc:hlosse1wr Kir­
chenvorstand zur Seite. 

In dem erst n;ich dL·rn Kric':', entstrndencn, ,ibt•r inz\,isclwn 
tcstgdügtcn Ort habc>n neben l ieimat\ ertriebenen auch \lcn­
schen aus allen Teilen Deutschlands, Ausländer aus über 20 
l\,ationen, .--\ ussiedlcr und As\-lanten Heimat geiunden. ln gu­
ter Zus,1rnrncn,1rbc1t mit der k,1tholr,chen Kin:lwngcnwinde 
und der politischen Gemeinde ist das evangelische Pfarramt 
seit Anbeginn auch Anlimfstelle für soziale Bel,mge. So muß 
�ich die/ d,·r SL't·lsorgtTin/Sn•lsllrger m,mchen ,1ll l.�crge11 öhn­
lichen, die KontessronsgrenLen überschreitenden Aufgaben 
stellen, an Bewährtem festhalten und doch offen sein für neue 
\\l-ge. Dabei wird LlL'r C(,ttL0sdiL•nst mit ,·iner treuen Ccnwinde 
,1ls i\usgang�punkt jeglicher klfchlichcn Arbeit ,rngesehen. 

In Trappenkamp befinden sich zwei kirchliche Kindergärten, 
ein intcgri,·rter KindcTgarten. eine S()nderschule, Cnmd- und 
l L1uptschule sowie eine integrierte Gesamtschule. Eine Real­
schule befindet sich im benachbarten Bornhö\'ed, Gvmnasium
in Bad Segeberg,

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkrei­
ses Plön, Kirchenstr,1l�e :17, 2.108 Preet7. 

\ \'eitere Lntcrlagcn sind auf ,.\ntorderung einzureichen. Aus­
künfte erteilt Pastor Gunter Sponholz, Gablunzer Straße 15, 
2.,'il Trnppenk<1mp. Tel. 0432::l /266.'i. 

Ablauf der l:lewerbungsfrist: Vier \ \ochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes, 

Az,: 20 Trappenkamp - P II /P 2 

Stellenausschreibungen 

In der Ev,-Luth. Kirchengemeinde Ansgar in Hamburg-Lan­
genhorn ist die freigewordene Stelle mit 

einer Diakonin oder einem Diakon 

baldmöglichst zu besetzen. 

Arbeitsschwerpunkte: Kinder- und Jugendarbeit sowie all­
gemein diakonisch-soziale Aufgaben, 

Zum Aufgabengebiet gehören die Fortführung und der wei­
tere Ausbau gemeindebezogener Gruppen mit Kindern und 
Jugendlichen, die Begleitung und Fortbildung ehrenamtlicher 

:Vfüarbeiter, die Fortsetzung der bestehemien diakonisch-so­
/i.ilL•n ;\rbcit, dil' \litwrrkung bei Cllttesdicn,tt'll und ,rnderl'n 
gesamtgemeindlichen Veranstaltungen. 

Gesucht wird eine Diakonin oder ein Diakon, die oder der 
,elbst;indig ,1rbl'itt't als ,rnch zur Zusc11mnl'n,1rlwit mit h,mpt­
und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und \litarbeitern bereit 
ist. 

Vl'rgütung nach K/\T-NEK. 

Schriftliche Be\\-erbungen mit den üblichen Unterlc1gen sind 
bis vier\ \'ochen nach Erscheinen dieser Ausgabe zu richten an 
dc•n Kirchcnn,rslc111d der I_\.-Luth KirchengL'nll'indt' .--\11sg,1r. 
Hamburg-Langenhorn, Langenhorner Chaussee 276, 2ULlO Ham­
burg 62. 

/\usklinfte erkilt Herr P,1stor hiL•drich !Jelius. Tell't(,11 
040/5 318312 und 5 32 11 :16. 

* 

ln der b·.-1.uth. Kirdwngerncinck _lcvL·nstL-dt, Kirc:lwnkrcis 
Rendsburg, ist die Stelle 

einer Diakon in/ eines Diakons 

zum l. Oktober 1991 oder später neu zu besetzen. 

Wir wünschen uns eine 'v1.itarbeiterin/ einen Mitarbeiter, 
clie/dl'r ndwn d,•n untL•n beschric•bcnen ,\ufg,ilwn die Ce­
samtgemeinde im Auge hat. 

Die Arbeitsbereiche sind 

- WeikrrLihrung \'On Kindl-·rgru�•pc·n in cinigL'n Diirfern
unserer Gemeinde

- Beteiligung an der Jugendarbeit im Jugendzentrum

- ßeteiligung c111 der l<,mtirn1,1ndenarbeit, n,r ,111,·m bc•1
Freizeiten und Konfirmanden-, Jugend- und Kindergottes­
diensten

- /\rbeit mit Ehrc-namtlicht'll

Die Gemeinde hat 4.500 Gemeindeglieder, eine AB:VI-Stelle
für offene Jugendarbeit; Haus/Wohnung kann gemietet wer­
den. 

Die Vergütung erfolgt nach KAT. 

Je\'t:'nstedt fü,gt sehr \·c·rkc•hrsgünstig, 10 ,\utominuten vnn 
1-(cncbburg, :10 \linuten \·on Kid, t·mc Stun,k vun H,1mburs 
entfernt. 

fü-'WL'rbungen sind zu richten an den Kircht:'11\'0rsLrnd der 
Ev.-1,uth. Kirchengemeinde' _lcvenstc-d t. Dmf,tr. 27, 2,75 JL'\'Cl1-
stedt. 

Auskünfte erteilt Pastor Achim Korthals, Dorfstr. 27, 2375 Je­
venstedt, Tel. 04337 /337. 

Az.: 30 - Jevenstedt - E 2 

In der Ev<1ng.-Luth. Paulusgemeinde zu Hamburg-Hamm ist 
ab sofort eine 

B-Kirchenmusiker-/Kirchenmusikerinnen-Stelle

mit 50 'lc der Arbeitszeit zu besetzen, 

Zum Aufgabengebiet gehören: 

- Begleitung von Gottesdiensten, Amtshandlungen, suweit
sie in der Gemeinde stattfinden (kein Friedhofsdienstl und
der wöchentlichen Werktagandacht

- Weiterführung des Chors
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Die in der Gemeinde arbeitenden Mitarbeiterinnen und \Iit- Az.: 30 -Christophorusgemeinde Hamburg-Hummelsbüttel -
arbcitl'r \\Ünsclwn sich cLuüher hinau-, kirclwnrnusikalbclw T 11/T 3 
Untcr-,tut/Lmg /U he-,pndL·ren Anliisscn. /. ß. in der KimlL•r-
und Scniurcnarbcit su11ic l,ci Gcnwindctc�tcn. 

Wir 1,·ünschen uns ,\·eiterhin Aufgeschlussenheit gegenüber 
den musikalischen Traditionen unserer Gemeinde, zu denen 
die Ausgestaltung gelegentlicher Konzerte gehört. 

Ferner fcillC'n kirchcnrnu,-,iL1lischL' Ven\ ,1l tung'.->arbeitL·n ,117. 
/.ll. \li tc1rbciterirnwn- und \lit,1rhcikrsit/ll ngcn, Org,rnis,1ti, >n 
von \ ·ertrctungcn. 

Für die Arbeit stehen zur Verfügung: 

Dreimanualige Orgel ( 1975 /19 Register) und Orgelposith 
(4 Register); beide von der Firma Lötzerich (fppinghausen b. 
K,1ssl'i 1. l lin/u kommen L'in Flügel für Ch(>rpmhL·n, Orff',.,che,-, 
lnstrument,1rium und c111 Dienstraum mit TL·ldon. 

Die Vergütung erfolgt nach dem Kirchlichen Angestelltenta­
rifvertrag (KAT-NEK). 

Be1,·erbungsschluß ist der 20 . September 1991. 

Fi.ir 1\ eitere Fragen und ;\uski.inftc stelwn /Ur Verfügung: 

- die \,,r„itzcndc de,., 1-,,.irLhL·nmusik,rnsschusses: M. llrcimit.
Tel. ll,W-2992388

- der Gemeindepastor: U. Wehr, Tel. 0.,10-21-±907

Be1,·erbungen richten Sie bitte an den Kirchenvorstand der
Paulusgemeinde Harnburg-Hamm, Caspar-Voght-Str. 37, 
2000 l lcimburg 26. 

;\/.: :rn l',rnlus-ll,1mburg-Hamm T 11 T 3 

* 

In ckr F\·.-luth. Chrisll>�•hurusgemeinde 111 H,1mburg-Hurn­
mL·lsbüttcl ist die 

B-Kirchenmusikerstelle

mit 73 c·; der tariflichen Arbeitszeit zum 1. Oktober 1991 oder 
später \\·ieder zu besetzen. Die innerhalb dieser Arbeitszeit 
wahu.unchrnL•ndl'n J\ufg,,ben werden im eilvelnen durch d­
m· (irlliclw DiL·nstanwci,ung festgelegt. Di,· .\nstellung erf,,Jgt 
nach Lkrn Kirchlichen ,\ngcslclltcntaril\·cTtr,1g. 

Die Christophorusgemeinde (ca. 6.000 Gemeindeglieder) 
liegt am nordöstlichen Stadtrand. Zentrum des Gemeindele­
bens ist der Gottesdienst mit einer ausgeprägten Liturgie. Da­
neben gibt es offene Formen der Gottesdienstgestaltung (u.a. 
regeln°,al;1ge F.1miliL·ng,,tttL·sdiL•nstc). DiL· Cemcinde hat L'i:lL' 
uml'1ngre1clw Jugenddrbcit. 

Es bestehen eine ca. 40 Personen starke Kantorei, Kinderchor­
arbeit, Flötengruppen und ein Collegium musicum. Neben der 
zweimanualigen rein mechanischen Orgel mit 20 Stimmen 
(Baujahr 1956) sind Klavier, Cembalo und Orffsches Instru­
mentarium vorhanden. Wir wünschen uns eine Mitarbeite­
rin/ einen Mitarbeiter, die/der mit Liebe zum Gottesdienst 
Kirchenmusik als eine Form der Verkündigung des Evange­
liums ausübt. Wir envarten eine lebendige Sing- und Chor­
arbeit mit Erwachsenen, Jugendlichen und Kindern, die Pflege 
des liturgischen Gesangs, die Durchführung von Abendmusi­
ken und Offenheit für jugendgemäße Formen des Musizierens 
(neues Liedgut). 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu richten 
an den Kirchenvorstand der Christophorusgemeinde, Pop­
penbüttler Stieg 25, 2000 Hamburg 63. 

Auskünfte erteilt Pastor Dr.Hans-Jörg Reese, T. 040-538 52 76. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 15. September 1991 

Die Stelle für eine Kirchenmusikerin/Kirchenmusiker (A­
Stelle) der Kirche am Markt in Hamburg-Niendorf wird frei, 
da unser Kantor und Organist in den Ruhestand geht und soll 
/Um 1. Fchru,1r 1992 odL·r �p,1tcr wieder hcsct/t 1\ erden. 

Die An�kllung erfolgt im .\ngcsklltvnvcrh.iltni� n,Kh dem 
Kirchlichen Angestellten-Tarifwrtrag (KAT-:\EK), dem Kir­
chenmusikergesetz sowie der Dienstordnung fur Kirchenmu­
siker in der :\ordelbischen Kirche; Texte stehen auf Wunsch 
zur Verfügung. 

Nicndurl liL·gt ]() km \·om Zvntrum mit gutu ,\nhndung an 
iiffentlichL· \·L·rkehrsmittel SO\\ lL' die A 7. Die Kirc hcngL·meindc 
Niendorf-\larkt hat 7.200 Gemeindeglieder bei Z,\·ei ganzen 
und einer halben Pfarrstelle, dazu kommt die Stelle des Prop­
sten. In unserem Gebiet gibt es bei einer gemischten Alters­
struktur \·iele Familien; ·wir haben zahlreiche haupt-, neben­
und chrcn,1rntliche Mih1rbcikrinnL•n und Mit;irbL•iler. 

Die Cotte,dicnsk halten\\ ir bisher n.ich AgL'ndL' !, dazu hin 
und wieder Familiengot1.esdienste. Wir wünschen uns Offen­
heit für alternative Gottesdienstformen. 

In unserer spätbarocken Rundkirche stehen die 1969 von der 
Werkstatt Peter erbaute Orgel mit drei Manualen, 36 Registern 
und Schleifladen sowiL· ein Or_gclpositiv; im Cenwindehmis ein 
SlL'inw,1\·-FILigel. Ein Orff'schl's I nstrumenl,1rium ;,owiL' Rkch­
blasinstrumcntc sind vorhandvn. 

Wir erwarten von unserer neuen Kantorin; unserem neuen 
Kantor den Aufbau eines Kinder /Jugendchores sowie eines 
Erwachsenenchores. 

Wir wün,chcn uns L'ine gute Zu�,m1mL'n,irbeit mit dem l'o­
saunench,1r, einem Singkre1, und einer Cit.irrL'llgruppc (iL'­
weils unter eigener Leitung) ,owie allen, die in unserer Ge­
meinde verantwortlich tätig sind. 

Weitere Auskünfte - auch n,r einer e,'tl. Bewerbung - ertei­
len auf Wunsch Pastorin S\·l\·ia Zwierlein, T. 0-±0-58 85 70; 
l'.istor Jirik Thicsen, T. ().,!()-::;,-, S.,l 9'i; l\1stor lkrm,mn Trun/, 
T. ().,1()-SS _::::; 1::; sowiL' l,1nckskirchenrnusikdirckh1r Dieter
Frahm, Temc'ssteg 10, 2000 Hamburg 20, T. 0-±l!-lHl 38 lJO.

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Lebenslauf, Prü­
fungszeugnisse, Nachweis über die bisherige kirchenmusika­
lische Tätigkeit, Lichtbild) erbitten wir bis zum 13. September 
1991 an diL' KirchengL'mL·inde Niendorf-Markt, T\1„tfach h 1 03 -±h, 
2000 Hamburg h 1. 

Az.: 30 -1'iiendorf-Markt - T II, T 3 

* 

Die Ev.-Luth. St. Nicolai-Kirchengemeinde Helgoland sucht 
baldmöglichst 

eine B-Kirchenmusikerin/einen B-Kirchenmusiker (100 %) 

Dreiviertel der Arbeitszeit sind für kirchenmusikalische Auf­
gaben vorgesehen, ein weiteres Viertel für Kinder- und Jugend­
arbeit. Wegen des umfangreichen Veranstaltungsprogramms 
während der Sommermonate wird während der Saison eine 
Konzentration auf die musikalische Arbeit gewünscht, um die 
Fortführung einer bewährten Konzertreihe zu ermöglichen. 

Zum kirchenmusikalischen Arbeitsbereich gehört weiterhin 
die musikalische Ausgestaltung von Gottesdiensten, Amts­
handlungen und sommerlichen Abendandachten; außerdem 
die Arbeit mit dem Chor, Posaunenchor und Flötenkreis. 
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Die Kinder- und Jugendarbeit beschränkt sich auf die Herbst­
und \\'intermt1n,lte. l\_,lCh persiinlidier \,c'igung sind eigcrw 
Sclm·erpunkte möglich. 

Die Kirchengemeinde \·erfügt über eine moderne Kirche mit 
/.wei Orgeln (Führer-Clr,,.;l'l: 2 f\Lrnuak', 24 Registc>r: Pasclwn­
Orgel: 1 Manual, 81 / 2 Eegister) sowie über ein geräumiges und 
freundliches Gemeindehaus und über einen Kindergarten. 
Wc,iter sind 1:1\ei KonJ:vrtflügc•l und ein Cc·mbalo \ c1rhandl•n. 

Die kleine überschaubare Gemeinde Cl .300 Gemeindeglie­
der) bietet gute Arbeitsmöglichkeiten und wird im Sommer 
durch vine grol�c' Zahl ,rnfgeschl(1ssenc·r t:rlauber \,crc•iclwrt 

Die Vergütung richtet sich nach dem Kirchlichen Angestell­
tentarifvertrag (KAT-l\EK). 

Eint' Wohnung bnn gt'stellt werden. Sollte c'i!ll' griiGt-re 
Wohnung erforderlich sein, sind wir gern bei der Suche behilf­
lich. 

;\u,k1infte t'rteilt: l\istor E Wallm.rnn, Schu\wc'g h4,'>, 
2192 Helgoland, Telefon: 04725-3L)l. 

ße1\·erbungen sind ah sofort an den Kirchenvorst,md der 
Ev.-Luth. Kirclwngc'rnc1nde, Schu l\\'eg 64(', 2192 1 lc·lgol,md, /U 
richten. 

;\/.: ill - St. t\ 1colc1i l lt'lgul.1nd - T 11 /T 3 

Personalnachrichten 

Ern.1nnt: 

Mit Wirkung vom 1. August 1991 die Pastorin z.A. l\.lartina 
Sev e rin-Kais  e r  z.Z. in Hamburg-Steilshoop, bei gleich­
zeitiger fkgründung ei1ws Dienst\crhiiltnis,es als f\1,turin 
auf Lebenszeit (eingeschränktes Dienstverhc'iltnis - SO 7, -) 
zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche, zur Pastorin der 
6. f'forr,telle dn M,1rtin-Lullwr-King-Kirchengemcinde
Steilshuop, Kirc:henkreis Stormarn - Bezirk tlramtdd­
Volksdorf -;

mit Wirkung vom 1. ;\ugusl 1991 dl'r l\1st,1r z.1\. Sc>nke 
Ul r ich  z.Z. in Hamburg-Steilshoop bei gleichzeitiger 
Begründung eines Dienstverhältnisses auf Lebenszeit zur 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche, zum Pastor der 2. Pfarr­
stelle der Martin-Luther-King-Kirchengemeinde Steilshoop, 
Kirchenkreis Stormarn - Bezirk Bramfeld-Volksdorf -. 

Bestätigt: 

Mit Wirkung vom 1. September 1991 die Wahl des Pastors z.A. 
Ulrich G e o r g e, z.Z. in Lütjensee, bei gleichzeitiger 
Begründung eines Dienstverhältnisses als Pastor auf 
Lebenszeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor 
der Pfarrstelle der Kirchengemeinde Gnissau, Kirchenkreis 
Eutin; 

mit Wirkung vom L August 1991 die Wahl des Pastors z.A. 
Matthias K ai s er, z.Z. in Hamburg-Steilshoop, bei gleich­
zeitiger Begründung eines Dienstverhältnisses als Pastor 
auf Lebenszeit (eingeschränktes Dienstverhältnis - 50 % -) 
zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor der 

3. l't,1rrstelll' der Mc1rti n-1.utlwr-King-Kirclwngt·meindl'
Steilshoop, Kirchenkreis Stormarn - Bezirk ßramfeld­
Volksdorf -;

mit Wirkung \'Olll 1. August 1991 ciw Wahl des l\1st,1rs l'roi. 
Christoph Mever, z.Z. in Hamburg-\foorbmg, zum 
Pastor der Pfarrstelle der Kirchengemeinde l\.loorburg, 
Kirclwnkrc'is ,'llt-lfamburg- ße/irk Mitte--; 

mit Wirkung vom 1. August 1991 die Wahl der Pastorin z.A. 
Susanne Pieper, z.Z. in Klausdorf/Schwentine, bei 
gleicll/eitigcr 13egründung einl's Dienstl'L'rh,1\tnisses ,1ls 
Pastorin auf Lebenszeit (eingeschränktes DienstYerhältnis 

- 50 % -) zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur Pastorin
der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Klausdorf/
Schwentine, Kirchenkreis Kiel;

mit Wirkung vom 16. Oktober 1991 die Wahl des Pastors 
Wolfgang See habe r, bisher in Lübeck, zum Pastor der 
J. Pfarrstelle der Martins-Kirchengemeinde Kiel-Wik, Kir­
chenkreis Kiel;

mit Wirkung vom 1. September 1991 die Wahl des Pastors 
Dietmar Sprung, bisher in Ahrensbök, zum Pastor der 
2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Süsel, Kirchenkreis
Eutin.

Berufen: 

Mit Wirkung vom 1. Oktober 1991 auf die Dauer von 10 Jahren 
der Pastor Paul Ka  h, bisher in Itzehoe, zum Pastor der 
Pfarrstelle des Kirchenkreises Münsterdorf für Kranken­
hausseelsorge. 
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Eingeführt: 

Am 11. August 1991 der Pastor Lutz Bru h n als Pastor in die 
3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Schneisen, Kirchen-
kreis Niendorf;

am 14. Juli 1991 der Pastor Gerhard Janke als Pastor in die 
2. Pfarrstelle der Cornelius-Kirchengemeinde Hamburg­
Fischbek, Kirchenkreis Harburg;

,im 6. Januar 1991 der l'astor lngmar Krüger als Pastor in ehe 
3. Pfarrstelle der l'hilippus-Gemeinde zu Hamburg-f It,rn.
Kirchenkreis Alt-Hamburg Bezirk Süd-; 

am 6. Tilnuar 1991 die Pastorin Marie-Luise Krüger  als 
Pastorin in die 2. Pfarrstelle der Philippus-Gemeinde zu 
Hamburg-Horn, Kirchenkreis Alt-Hamburg- Bezirk Süd-. 

V erlängert: 

Die Amtszeit des Pastors Karl-Günther P e t  t er s als theologi­
scher Referent (Leiter der Beratungsabteilung) im Nordei­
bischen Diakonischen Werk e.V. - Geschäftsstelle Ham­
burg- um 5 Jahren über den 31. Dezember 1991 hinaus. 

lh·urlaubt: 

Mit Wirkung vom 1. Oktober J 991 auf die Dauer eines Jahres 
der Pastor z.A. Frank Lot i ch ius, z.Z. in Leningrad/ 
UdSSR, für einen kirchlichen Auslandsdienst in der 
Deutschen b·angelisch-Lutherischen Kirche in der UdSSR 
in Leningrad. 

Beauftragt: 

Mit Wirkung vom 1. August 1991 der Pastor a.D. Stefan Durst 
bei gleichzeitiger Rücknahme und Begründung eines 
privatrechtlichen Dienstverhältnisses (Angestelltenver­
hältnis) zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche als Pastor im 
Probedienst mit der Verwaltung der 1. Pfarrstelle der 
Kirchengemeinde St. Martinus-Eppendorf, Kirchenkreis 
Alt-Hamburg - Ikzirk 1'\ord -. 

In den Wartt>,tand versetzt: 

Mit Wirkung vom 1.Juli 1991 derPastorWolfgangS tückra t h  
in H,imburg-Wandsbek. 

In den Ruhestand versetzt: 

Mit \.Virkung vom 1. November 1991 der Pastor Alfred Lampe 
in  Hamburg; 

mit Wirkung vom 1. Dezember 1991 der Hauptpastor Peter 
St o lt in Hamburg; 

mit Wirkung mm 1. Januar 1992 der Propst Hans-Jürgen 
Wenn in Hamburg. 

t 
l'cbtor i.R. 

Bruno Mohr 

geboren am 1. Oktober 1909 in Barmstedt 
gestorben am 21. .\fai 1991 in Lissabon 

Der Verstorbene wurde am 26. Mai 1935 in 
Hamburg-Altona ordiniert. Anschließend war er 
Hilfsgeistlicher in Itzehoe. Von 1936 an war er Pastor 
in Madrid und von 1958 an in Hamburg-Altona. Zum 
1. Januar 1962 trat ,·r in den Ruhestand.

Die '\ordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Gott für die
Verkt1ndigung des E,·angeliums durch l'a,tor Mohr. 
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